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Die Kirchenleitung legt der Landessynode den Entwurf eines Verwaltungsverfahrens- und
Zustellungsgesetzes der Evangelischen Kirche in Deutschland vor und bittet wie folgt zu

beschlielen:

,»Die Landessynode der Evangelischen Kirche von Westfalen stimmt dem Verwaltungsver-
fahrens- und Zustellungsgesetz der Evangelischen Kirche in Deutschland vom ... November
2009 zu und bittet die EKD, das Kirchengesetz mit Wirkung vom 1. Januar 2010 fur die
Evangelische Kirche von Westfalen in Kraft zu setzen.”



Die Kirchengemeinden, Kirchenkreise, kirchlichen Verbande und die Landesskirche erlas-
sen in ihrer taglichen Verwaltungspraxis eine Vielzahl von Verwaltungsakten, denen in der
Regel ein gesondertes Verwaltungsverfahren vorausgeht. In der kirchlichen Verwaltungs-
praxis und Rechtsprechung werden mit unterschiedlicher Begrindung teilweise Regelungen
staatlicher Verwaltungsverfahren analog herangezogen oder es wird auf die ungeschriebe-
nen Grundsétze des allgemeinen Verwaltungsrechts verwiesen, wie sie vor Inkrafttreten der
Verwaltungsverfahrensgesetze im staatlichen Bereich anerkannt waren. Die staatlichen

Verwaltungsverfahrensgesetze gelten fir die Kirchen nicht.

Bereits im ersten Halbjahr 2006 lag den Gliedkirchen der Entwurf eines Verwaltungsver-
fahrensgesetzes der EKD (VVZG-EKD) vor, der mit seinen 12 Paragrafen verhéltnisméafig
schlank war, da dynamische Verweisungen auf das staatliche VVerwaltungsverfahrensgesetz
eingearbeitet waren. Zu diesem ersten Entwurf lagen zustimmende Voten vom Sténdigen
Kirchenordnungsausschuss vom 30.08.2006, Landeskirchenamt vom 09.05.2006 und der
Kirchenleitung vom 18.05.2006 vor. Der Landessynode 2006 wurde das Verwaltungsver-
fahrensgesetz der EKD zur Zustimmung vorgelegt. Dieser Entwurf wurde jedoch zurtickge-
zogen, nachdem die Synode der EKD im November 2006 das Verwaltungsverfahrensgesetz
der EKD nicht beschlossen hatte. Dahinter stand der im Stellungnahmeverfahren der Glied-
kirchen zum Teil laut gewordene Wunsch, das Gesetz mdge nicht lediglich auf das staatli-
che Recht verweisen, sondern solle als ein Vollgesetz ausgestaltet werden. Dies wurde die
Rechtsanwendung fiir die kirchliche Verwaltungspraxis deutlich erleichtern.

Der von der EKD mit Schreiben vom 15.10.2007 vorgelegte Entwurf war bereits als Voll-
gesetz ausgestattet. Der Standige Kirchenordnungsausschuss, das Landeskirchenamt und
die Kirchenleitung hatten in ihren Sitzungen vom 18.12.2007, 26.02.2008 und 13.03.2008
den Gesetzentwurf zustimmend zur Kenntnis genommen. Dies wurde der EKD mit Schrei-
ben vom 17.04.2008 mitgeteilt. Dabei wurden auch die bei der Beratung der Vorlage im
Standigen Kirchenordnungsausschuss festgehaltenen Anderungswiinsche, die tiberwiegend
redaktioneller Art waren, weiter gegeben. Aufgrund einer Vielzahl von Vorschldgen aus
den Gliedkirchen, die insbesondere Details des Entwurfs des VVZG-EKD betrafen, hatte
die Kirchenkonferenz im September 2008 keine abschlieBende Stellungnahme abgegeben.

Sie empfahl vielmehr, den Gesetzentwurf anhand der AuBerungen noch mal zu uberarbei-



ten und im Jahr 2009 erneut in ein Stellungnahmeverfahren zu geben. Dem ist der Rat
durch entsprechenden Beschluss in seiner Sitzung am 05./06.09.2008 gefolgt. Er nimmt in
Aussicht, den Entwurf der Synode der EKD im Oktober 2009 vorzulegen. In dem als Anla-
ge beigefligten Gesetzentwurf sind die damals vom Standigen Kirchenordnungsausschuss

vorgeschlagenen Anderungswiinsche aufgenommen worden.

Das kirchliche Verwaltungsverfahrens- und Zustellungsgesetz beschréankt den Anwen-
dungsbereich flr Verwaltungsverfahren auf die Vorschriften, die fur kirchliche Behdrden
relevant sein konnen. Die Anwendung der Paragraphen geschieht stets unter Berticksich-
tung des kirchlichen Auftrages bzw. der kirchlichen Interessen, soweit nicht Rechtsvor-
schriften der EKD, der UEK oder der Evangelischen Kirche von Westfalen inhaltsgleiche
oder entgegenstehende Bestimmungen enthalten, die denen des kirchlichen Verwaltungs-
verfahrengesetzes vorgehen (Subsidiaritatsprinzip). Die Vorschriften des Verwaltungsver-
fahrens- und Zustellungsgesetzes der EKD gelten nicht bei Verfahren betreffend Diszipli-
narmafnahmen, Visitationen, Lehrbeanstandungen, Amtshandlungen oder andere geistliche
Handlungen, Wahlen oder solchen Verfahren, die nach der Abgabenordnung durchzufihren
sind. Durch Kirchengesetz ist es der Evangelischen Kirche von Westfalen moglich, festzu-
legen, dass flr weitere Rechtsbereiche das Verwaltungsverfahrens- und Zustellungsgesetz

der EKD ganz oder teilweise keine Anwendung findet.

Trotz anders lautender VVorschlage einzelner Gliedkirchen ist im jetzt vorliegenden Entwurf
im Hinblick auf die Verankerung einer ACK-Klausel an der Grundentscheidung festgehal-
ten worden, die Zulassung von Bevollméachtigten von der Mitgliedschaft in einer ACK-
Kirche (siehe § 7 Abs. 5 VVZG-EKD) abhéngig zu machen. Dies entspricht dem geltenden
8 21 Kirchengerichtsgesetz der EKD (KiGG). Die fiir das VVZG-EKD konsequente Aus-
dehnung der Regelung auf Beistande ist beibehalten worden. Dem Anliegen eine zu starke
Verrechtlichung der Kommunikationsbeziehungen im kirchlichen Verwaltungsverfahren zu
vermeiden, ist dadurch Rechnung getragen worden, dass vom zwingenden Anbringen einer
Rechtsbehelfsbelenrung abgesehen worden ist. Die Mdglichkeit ist aber grundsatzlich er-
offnet und es ist dementsprechend die erforderliche Norm im Entwurf erhalten geblieben
(siehe 8 30 VVZG-EKD). Hinsichtlich der Frage, ob das VVZG-EKD auch bei hoheitlicher

Tatigkeit von Kirchenbehtdrden Anwendung finden solle, ist der Entwurf bei der bisherigen



Linie geblieben und folgt damit der herrschenden Meinung, nach der die Regelungen des
staatlichen Verwaltungsverfahrensgesetzes (VwVfG) anwendbar sind, soweit fur Verwal-
tungshandeln der Kirchen der Verwaltungsrechtsweg nach 8 40 VwGO zu den staatlichen
Verwaltungsgerichten gegeben ist. Die Regelungen tber die Amtshilfe in 88 4 ff. VwWV{IG
sind auch im neuen Entwurf des VVZG-EKD nicht tbernommen worden. Eine Regelung
der Amtshilfe, zumal in der ausgestalteten Form der 88 4 ff. VWVTfG, wird nicht flr erfor-
derlich gehalten, da sich das Gebot der Amtshilfe im kirchlichen Bereich auf allen Ebenen
aus dem Prinzip der Geschwisterlichkeit ergibt und im Ubrigen zum Teil eine spezielle Re-
gelung erfahren hat (z. B. in 8 8 KiGG).

Bei der Prifung der neuen Entwurfsfassung im Vergleich zu dem im Jahr 2007 vorgelegten
EKD-Entwurfs hat sich bestitigt, dass die groRe Mehrzahl aller Anderungen redaktioneller
Art sind. Inhaltliche Anderungen, denen grundsatzlich zugestimmt werden kann, haben sich

an folgenden Stellen ergeben:

1. Vom Anwendungsbereich des Kirchengesetzes ausgenommen sind nach § 1 Abs. 3 zu-
kiinftig auch Disziplinar- und Visitationsverfahren.

2. Im § 3 wird jetzt als Satz 3 festgestellt, dass die Sprache des Verwaltungsverfahrens
deutsch ist.

3. Im § 6 Abs. 2 ist vor den Worten ,,rechtsgestaltende Wirkung* das Wort ,,unmittelbar*
eingefugt worden. An dieser Stelle erfolgt im Vergleich zum staatlichen Verwaltungs-
verfahrensgesetz eine Ergédnzung, die inhaltlich keine Veranderung des Rechts bewirkt,
da auch in staatlichen Verwaltungsverfahren nur unmittelbare rechtsgestaltende Wir-
kungen Berlcksichtigung finden.

4. Die Bestimmungen tber die Beteiligung von Bevollméchtigten und Beistdnden sind im
8 7 Abs. 6 und 7 prézisiert worden.

5. Erweitert wurde der Personenkreis Uber den Ausschluss von Personen wegen Befan-
genheit bzw. wegen der Besorgnis der Befangenheit. In § 9 Abs. 1 ist die Ziffer 6 neu
eingefugt worden. Sie entspricht inhaltlich der Regelung des staatlichen Verwaltungs-
verfahrensgesetzes.

6. Der Text des 8 12 Abs. 2 ist jetzt exakt angelehnt an die Bestimmung des § 24 Abs. 2
der staatlichen Verwaltungsverfahrensgesetze.



7. Die inhaltlichen Veranderungen bei § 14 Abs. 2 und 3 entsprechen jetzt den Formulie-
rungen des 8 26 Abs. 2 und 3 der staatlichen Verwaltungsverfahrensgesetze.

8. Im § 17 Abs. 1 sind jetzt auch die gliedkirchlich erlassenen Datenschutzbestimmungen
erfasst.

9. Bei der Definition des Verwaltungsaktes nach § 22 ist der Begriff der ,,hoheitlichen
MaRnahme* durch den der ,.einseitigen MalRnahme* ersetzt worden.

10. Neu aufgenommen wurde in § 26 Abs. 2 die Ziffer 4, die inhaltlich der Regelung aus
dem staatlichen Verwaltungsverfahrensgesetz entspricht.

11. Neu aufgenommen wurde 8 54 Abs. 3, der die erganzende Anwendung von Vorschrif-

ten bei offentlich-rechtlichen Vertragen regelt.

Das Verwaltungsverfahrensgesetz des Bundes und die inhaltlich wortgleichen Verwal-
tungsverfahrensgesetze der Lander bestimmen seit Jahren das Verwaltungshandeln des
Staates; sie haben sich bewdhrt. Ein kirchliches Verwaltungsverfahrensgesetz, das sich am
Verwaltungsverfahrensgesetz des Bundes und den inhaltlich wortgleichen Verwaltungsver-
fahrensgesetzen der Lander orientiert, hatte den Vorteil, das man auf die umfangreiche Li-
teratur und die vorhandene Rechtsprechung zuriickgreifen kénnte und die Erfolgsaussichten
von Antragen und Rechtsmitteln fur die Betroffenen und flr die Beratungspraxis realisti-
scher eingeschétzt werden kann. Die Rechtsanwendung in den Kirchenbehdrden wirde
durch das neue kirchliche Verwaltungsverfahrensgesetz erleichtert, ebenso ist davon auszu-
gehen, dass die Rechtsprechung der Kirchengerichte entlastet wirde.

Positiv ist auch herauszustellen, dass die VVorschriften fiir die Verwaltungszustellungen auf
Grundlage der Regelungen des Verwaltungszustellungsgesetzes des Bundes in dem Kirchli-
chen Verwaltungsverfahrensgesetz integriert sind. Auch in der kirchlichen Praxis wird von
formlichen Zustellungen Gebrauch gemacht, so dass klare Regelungen von Vorteil sind.

8 62 Abs. 2 des Entwurfes regelt das Inkrafttreten des Gesetzes fiir die Gliedkirchen ent-
sprechend Art. 10 a GO.EKD. Hierfur ist deren Zustimmung erforderlich, da es sich beim
Verwaltungsverfahrensrecht noch nicht um ,,ein einheitlich durch die EKD geregeltes Sach-
gebiet“ handelt. Unter dem Vorbehalt, dass der vorgelegte Entwurf eines VVZG-EKD
keine wesentlichen Anderungen mehr erfahrt und die Kirchenkonferenz und die EKD-

Synode das Kirchengesetz beschlielRen, sollte die Landessynode 2009 bereits auf ihrer dies-



jahrigen Tagung ihre Zustimmung zu dem Kirchengesetz erklaren, damit es mit Wirkung
vom 1. Januar 2010 fur die Evangelische Kirche von Westfalen in Kraft treten kann.

Vor diesem Hintergrund hatte die Kirchenleitung in ihrer Sitzung am 18. Juni 2009 auf
Vorschlag des Standigen Kirchenordnungsausschusses der folgenden Beschluss gefasst:
»,Dem von der EKD vorgelegten Entwurf eines Verwaltungsverfahrens- und Zustellungsge-
setzes der Evangelischen Kirche in Deutschland (VVZG-EKD) wird zugestimmt. Soweit
der Gesetzentwurf im weiteren Beratungsverfahren keine wesentlichen inhaltlichen Ande-
rungen erféhrt, die Synode der EKD (22.-29. Oktober 2009) das VVZG-EKD beschlief3t
und die Kirchenkonferenz dem Gesetz zustimmt, soll die Landessynode 2009 (10.-13. No-
vember 2009) ihre Zustimmung zu dem Kirchengesetz erklaren, damit es nach § 62 des
Entwurfes mit Wirkung vom 1. Januar 2010 fur die Evangelische Kirche von Westfalen in

Kraft treten kann.*

Der Landessynode wird vorgelegt:

Entwurf eines Verwaltungsverfahrens- und Zustellungsgesetzes der EKD (VVZG-EKD)

mit ausfihrlicher Begrindung (Anlage).

Soweit die EKD-Synode, die zwei Wochen vor der Tagung der westfalischen Synode zu-
sammentritt (22. bis 29. Oktober 2009), Anderungen an dem Gesetzentwurf vornimmt,
werden diese in die Beratungen des Tagungs-Gesetzesausschusses eingebracht und die von
der EKD-Synode beschlossene endgultige Fassung des VVZG-EKD der Landessynode
vorgelegt.



Anlage

Verwaltungsverfahrens- und -zustellungsgesetz
der Evangelischen Kirche in Deutschland

(VVZG-EKD)

vom ...

Die Synode der Evangelischen Kirche in Deutschland hat nach Art. 10 Absatz 1
und Artikel 10 a Absatz 2 Satz 1 Buchstabe b mit Zustimmung der Kirchenkonfe-
renz nach Artikel 26 a Absatz 4 der Grundordnung der Evangelischen Kirche in
Deutschland das folgende Kirchengesetz beschlossen:
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Teil I Allgemeine Vorschriften
Abschnitt 1 Anwendungsbereich

8 1 Anwendungsbereich

(1)

(2)

3)

Dieses Kirchengesetz gilt

1. fur die offentlich-rechtliche Verwaltungstatigkeit der Kirchenbehdrden der
Evangelischen Kirche in Deutschland, sowie der Kdrperschaften, Anstalten
oder Stiftungen des o6ffentlichen Rechts, tber die sie die Aufsicht fuhrt,

2. nach Mal3gabe der 88 62 Absatz 2, 63 fur die offentlich-rechtliche Verwal-
tungstatigkeit der Kirchenbehérden der Gliedkirchen, ihrer Kirchengemein-
den, Kirchenkreise, Kirchenbezirke und anderer Untergliederungen, der
gliedkirchlichen Zusammenschliisse sowie der Korperschaften, Anstalten
oder Stiftungen des o6ffentlichen Rechts, Uber die eine Gliedkirche oder ein
gliedkirchlicher Zusammenschluss die Aufsicht fuhrt,

soweit ihnen die Erfullung der offentlich-rechtlichen Verwaltungstatigkeit durch

kirchliche Rechtsvorschriften tGbertragen ist. Das kirchliche Recht bestimmt die

Kirchenbehdrden, die die offentlich-rechtliche Verwaltungstatigkeit austben.

Kirchenbehorde im Sinne dieses Kirchengesetzes ist jede Stelle, die Aufgaben

der kirchlichen Verwaltung wahrnimmt.

Die Vorschriften dieses Kirchengesetzes gelten nicht, soweit Rechtsvorschrif-
ten der Evangelischen Kirche in Deutschland, der Gliedkirchen und gliedkirch-
lichen Zusammenschlisse inhaltsgleiche oder entgegenstehende Vorschriften
enthalten.

Die Vorschriften dieses Kirchengesetzes mit Ausnahme der 88 55 bis 60 gelten

ferner nicht far

1. Lehrbeanstandungsverfahren,

2. Disziplinarverfahren,

3. Visitationsverfahren,

4. Verfahren im Zusammenhang mit geistlichen Amtshandlungen oder anderen
geistlichen Handlungen,

5. Verfahren, die Wahlen zu einem kirchlichen Amt, von kirchlichen Organen
und anderen kirchlichen Gremien betreffen,

6. Verfahren, die nach der Abgabenordnung durchzufthren sind.

Die Evangelische Kirche in Deutschland, die Gliedkirchen und gliedkirchlichen
Zusammenschlisse konnen durch Kirchengesetz oder aufgrund eines Kir-
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chengesetzes bestimmen, dass dieses Kirchengesetz fur weitere Verfahren
ganz oder teilweise keine Anwendung findet.

(4) Fur die Tatigkeit der Kirchenbehodrden bei Leistungs-, Eignungs- und &hnlichen
Prufungen von Personen sowie der kirchlichen Schulen und Hochschulen bei
Versetzungs- und anderen Entscheidungen, die auf einer Leistungsbeurteilung
beruhen, gelten nur die 88 2, 3, 5, 6, 9 bis 14, 16 bis 24, 27 bis 47 dieses Kir-
chengesetzes.

(5) Fur Berufungsverfahren an kirchlichen Hochschulen sind die 88 15, 16 und 26
dieses Kirchengesetzes nicht anzuwenden.

(6) Fur Personalentscheidungen, die durch ein Gremium getroffen werden, ist § 26
nicht anzuwenden.

Abschnitt 2 Verfahrensgrundsatze

8 2 Begriff des Verwaltungsverfahrens

Das Verwaltungsverfahren im Sinne dieses Kirchengesetzes ist die nach auf3en
wirkende Tatigkeit der Kirchenbehdrden, die auf die Prifung der Voraussetzungen,
die Vorbereitung und den Erlass eines Verwaltungsaktes oder auf den Abschluss
eines offentlich-rechtlichen Vertrags gerichtet ist; es schlie3t den Erlass des Ver-
waltungsaktes oder den Abschluss des offentlich-rechtlichen Vertrags ein.

8 3 Nichtformlichkeit des Verwaltungsverfahrens

Das Verwaltungsverfahren ist an bestimmte Formen nicht gebunden, soweit keine
besonderen Rechtsvorschriften fir die Form des Verfahrens bestehen. Es ist ein-
fach, zweckmafig und zugig durchzufihren. Die Sprache des Verwaltungsverfah-
rens ist deutsch.

8 4 Elektronische Kommunikation

(1) Soweit das kirchliche Recht dies zulasst, ist die Ubermittlung elektronischer
Dokumente zulassig, sofern der Empfanger oder die Empfangerin hierfur einen
Zugang eroffnet hat.

(2) Eine durch Rechtsvorschrift angeordnete Schriftform kann, soweit nicht durch
Rechtsvorschrift etwas anderes bestimmt ist, durch die elektronische Form er-
setzt werden. Das kirchliche Recht kann bestimmen, dass in diesem Fall das
elektronische Dokument mit einer qualifizierten elektronischen Signatur nach
dem Bundesgesetz Uber Rahmenbedingungen fir elektronische Signaturen
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(Signaturgesetz) zu versehen ist. Die Signierung mit einem Pseudonym, das
die Identifizierung der Person des Signaturschliisselinhabers nicht ermdglicht,
ist nicht zulassig. Im Rechtsverkehr zwischen Kirchenbehdrden kann von dem
Erfordernis einer qualifizierten elektronischen Signatur abgesehen werden.

Ist ein der Kirchenbehdrde Ubermitteltes elektronisches Dokument flr sie zur
Bearbeitung nicht geeignet, teilt sie dies dem oder der Absendenden unter An-
gabe der fur ihn oder sie geltenden technischen Rahmenbedingungen unver-
zuglich mit. Macht ein Empfanger oder eine Empfangerin geltend, er oder sie
kénne das von der Kirchenbehorde Gbermittelte elektronische Dokument nicht
bearbeiten, hat sie es ihm oder ihr erneut in einem geeigneten elektronischen
Format oder als Schriftstiick zu Gbermitteln.

8 5 Beteiligungs- und Handlungsfahigkeit

(1)

(2)

3)

(4)

Féahig, am Verfahren beteiligt zu sein, sind natlrliche und juristische Personen
sowie Kirchenbehdrden.

Fahig zur Vornahme von Verfahrenshandlungen sind
1. natirliche Personen, die nach burgerlichem Recht geschéftsfahig sind,
2. natirliche Personen, die nach burgerlichem Recht in der Geschéftsfahigkeit
beschrankt sind, soweit sie
a) fur den Gegenstand des Verfahrens durch Vorschriften des birgerlichen
Rechts als geschaftsfahig oder durch Vorschriften des 6ffentlichen oder
kirchlichen Rechts als handlungsféahig anerkannt sind,
b) nach kirchlichem Recht in bestimmten Bereichen handlungsfahig sind, fur
diese Rechtsbereiche,
3. juristische Personen, sowie kirchliche, staatliche und kommunale Behérden.

Betrifft ein Einwilligungsvorbehalt nach § 1903 des Burgerlichen Gesetzbuchs
den Gegenstand des Verfahrens, so ist ein geschéaftsfahiger Betreuter oder ei-
ne geschéaftsfahige Betreute nur insoweit zur Vornahme von Verfahrenshand-
lungen fahig, als er oder sie nach den Vorschriften des burgerlichen Rechts oh-
ne Einwilligung des Betreuers oder der Betreuerin handeln kann oder durch
Vorschriften des o6ffentlichen oder kirchlichen Rechts als handlungsfahig aner-
kannt ist.

Die 88 53 und 55 der Zivilprozessordnung gelten entsprechend.

§ 6 Beteiligte

(1)

Beteiligte sind

1. Antragsteller und Antragstellerin sowie Antragsgegner und Antragsgegnerin,

2. diejenigen, an die die Kirchenbehtrde den Verwaltungsakt richten will oder
gerichtet hat,
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3. diejenigen, mit denen die Kirchenbehorde einen offentlich-rechtlichen Ver-
trag schlieBen will oder geschlossen hat,

4. diejenigen, die nach Absatz 2 von der Kirchenbehorde zu dem Verfahren
hinzugezogen worden sind.

(2) Die Kirchenbehorde kann von Amts wegen oder auf Antrag diejenigen, deren
rechtliche Interessen durch den Ausgang des Verfahrens berthrt werden kon-
nen, als Beteiligte hinzuziehen. Hat der Ausgang des Verfahrens unmittelbar
rechtsgestaltende Wirkung fur einen Dritten oder eine Dritte, so ist dieser oder
diese auf Antrag als Beteiligter oder Beteiligte zu dem Verfahren hinzuzuzie-
hen; soweit er oder sie der Kirchenbehorde bekannt ist, hat diese ihn oder sie
von der Einleitung des Verfahrens zu benachrichtigen.

(3) Wer anzuhoren ist, ohne dass die Voraussetzungen des Absatzes 1 vorliegen,
wird dadurch nicht Beteiligter oder Beteiligte.

§ 7 Bevollméchtigte und Beistande

(1) Ein Beteiligter oder eine Beteiligte kann sich durch einen Bevollméachtigten oder
eine Bevollmachtigte vertreten lassen. Die Vollmacht ermachtigt zu allen das
Verwaltungsverfahren betreffenden Verfahrenshandlungen, sofern sich aus ih-
rem Inhalt nicht etwas anderes ergibt. Der Bevollmachtigte oder die Bevoll-
machtigte hat auf Verlangen die Vollmacht schriftlich nachzuweisen. Ein Wider-
ruf der Vollmacht wird der Kirchenbehorde gegentber erst wirksam, wenn er ihr
zugeht.

(2) Die Vollmacht wird weder durch den Tod des Vollmachtgebers oder der Voll-
machtgeberin noch durch eine Veranderung in seiner oder ihrer Handlungsfa-
higkeit oder seiner oder ihrer gesetzlichen Vertretung aufgehoben; der oder die
Bevollmé&chtigte hat jedoch, wenn er oder sie fur den Rechtsnachfolger oder die
Rechtsnachfolgerin im Verwaltungsverfahren auftritt, dessen oder deren Voll-
macht auf Verlangen schriftlich beizubringen.

(3) Ist fur das Verfahren ein Bevollméchtigter oder eine Bevollmachtigte bestellt, so
soll sich die Kirchenbehorde an ihn oder sie wenden. Sie kann sich an den Be-
teiligten oder die Beteiligte selbst wenden, soweit er oder sie zur Mitwirkung
verpflichtet ist. Wendet sich die Kirchenbehdrde an den Beteiligten oder die Be-
teiligte, so soll der oder die Bevollmachtigte verstandigt werden. 8 57 bleibt un-
berthrt.

(4) Ein Beteiligter oder eine Beteiligte kann zu Verhandlungen und Besprechungen
mit einem Beistand erscheinen. Das von dem Beistand Vorgetragene gilt als
von dem oder der Beteiligten vorgebracht, soweit der oder die Beteiligte dem
nicht unverzuglich widerspricht.

(5) Bevollmachtigte und Beistande mussen Mitglied einer Kirche sein, die der Ar-
beitsgemeinschaft Christlicher Kirchen angehort. In besonderen Ausnahmefal-
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len kann die Kirchenbehdrde Personen als Bevollméachtigte oder Beistande zu-
lassen, die die Voraussetzungen nach Satz 1 nicht erfillen.

(6) Bevollmachtigte und Beistéande sind zuriickzuweisen, wenn ihnen die Befugnis
zur Erbringung von Rechtsdienstleistungen gemal3 § 3 des Rechtsdienstleis-
tungsgesetzes fehlt. Sie sind ferner zuriickzuweisen, wenn sie die Vorausset-
zungen nach Absatz 5 Satz 1 nicht erfullen und keine Zulassung nach Absatz 5
Satz 2 gegeben ist.

(7) Bevollmachtigte und Beistande kénnen vom Vortrag zurlickgewiesen werden,
wenn sie hierzu ungeeignet sind; vom mundlichen Vortrag kbnnen sie nur zu-
rickgewiesen werden, wenn sie zum sachgemafien Vortrag nicht fahig sind.

(8) Die Zurtickweisung nach den Abséatzen 6 und 7 ist auch dem oder der Beteilig-
ten, dessen oder deren Bevollmachtigter oder Bevollmachtigte oder Beistand
zurlckgewiesen wird, mitzuteilen. Verfahrenshandlungen der zuriickgewiese-
nen Bevollmachtigten oder Beistande, die diese nach der Zurtckweisung vor-
nehmen, sind unwirksam.

8§ 8 Bestellung eines Empfangsbevollméachtigten

Ein Beteiligter oder eine Beteiligte ohne Wohnsitz oder gewohnlichen Aufenthalt,
Sitz oder Geschéftsleitung im Inland hat der Kirchenbehérde auf Verlangen inner-
halb einer angemessenen Frist einen Empfangsbevollmachtigten oder eine Emp-
fangsbevollmachtigte im Inland zu benennen. Wird dies unterlassen, gilt ein an ihn
oder sie gerichtetes Schreiben am siebten Tage nach der Aufgabe zur Post und
ein elektronisch Ubermitteltes Dokument am dritten Tage nach der Absendung als
zugegangen. Dies gilt nicht, wenn feststeht, dass das Dokument den Empfanger
oder die Empfangerin nicht oder zu einem spateren Zeitpunkt erreicht hat. Auf die
Rechtsfolgen der Unterlassung ist hinzuweisen.

8 9 Ausgeschlossene Personen

(1) In einem Verwaltungsverfahren darf fur eine Kirchenbehorde nicht tatig werden,

1. wer selbst Beteiligter oder Beteiligte ist,

2. wer Angehoriger oder Angehdrige von Beteiligten ist,

3. wer einen Beteiligten oder eine Beteiligte kraft Gesetzes oder Vollmacht all-
gemein oder in diesem Verwaltungsverfahren vertritt,

4. wer Angehoriger oder Angehorige einer Person ist, die Beteiligte in diesem
Verfahren vertritt,

5. wer bei einem Beteiligten oder einer Beteiligten gegen Entgelt beschaftigt ist
oder bei ihm oder ihr als Mitglied des Vorstands, des Aufsichtsrates oder ei-
nes gleichartigen Organs tatig ist; dies gilt nicht fir Personen, die in den ge-
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nannten Organen auf Verlangen der Kirchenbehorde tétig sind oder ihnen
kraft Amtes angehdéren,

6. wer aulRerhalb seiner amtlichen Eigenschaft in der Angelegenheit ein Gut-
achten abgegeben hat oder sonst tatig geworden ist.

Dem oder der Beteiligten steht gleich, wer durch die Téatigkeit oder durch die
Entscheidung einen unmittelbaren Vorteil oder Nachteil erlangen kann. Dies gilt
nicht, wenn der Vor- oder Nachteil nur darauf beruht, dass jemand einer Berufs-
oder Bevolkerungsgruppe angehort, deren gemeinsame Interessen durch die
Angelegenheit berlhrt sind.

(2) Wer nach Absatz 1 ausgeschlossen ist, darf bei Gefahr im Verzug unauf-
schiebbare MalRnahmen treffen.

(3) Wird die Kirchenbehodrde durch mehrere Personen geleitet und hélt sich ein
Mitglied des Leitungsorgans fir ausgeschlossen oder bestehen Zweifel, ob die
Voraussetzungen des Absatzes 1 gegeben sind, ist dies dem oder der Vorsit-
zenden mitzuteilen. Das Leitungsorgan entscheidet Gber den Ausschluss. Der
oder die Betroffene darf an dieser Entscheidung nicht mitwirken. Das ausge-
schlossene Mitglied darf bei der weiteren Beratung und Beschlussfassung nicht
zugegen sein.

(4) Angehorige im Sinne des Absatzes 1 Nr. 2 und 4 sind:

der oder die Verlobte,

der Ehegatte oder die Ehegattin,

der Lebenspartner oder die Lebenspartnerin,

Verwandte und Verschwagerte gerader Linie,

Geschwister,

Kinder der Geschwister,

Ehegatten der Geschwister und Geschwister der Ehegatten, der Lebens-
partner oder die Lebenspartnerin

Geschwister der Eltern,

Personen, die durch ein auf langere Dauer angelegtes Pflegeverhaltnis mit
hauslicher Gemeinschaft wie Eltern und Kind miteinander verbunden sind
(Pflegeeltern und Pflegekinder).

NookrwhE

©

Angehdrige sind die in Satz 1 aufgefiihrten Personen auch dann, wenn

1. in den Fallen der Nummern 2, 3, 4 und 7 die die Beziehung begriindende
Ehe oder Lebenspartnerschaft nicht mehr besteht,

2. in den Fallen der Nummern 4 bis 8 die Verwandtschaft oder Schwagerschaft
durch Annahme als Kind erloschen ist,

3. im Falle der Nummer 9 die hausliche Gemeinschaft nicht mehr besteht, so-
fern die Personen weiterhin wie Eltern und Kind miteinander verbunden
sind.
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8 10 Besorgnis der Befangenheit

Liegt ein Grund vor, der geeignet ist, Misstrauen gegen eine unparteiische
Amtsausiibung zu rechtfertigen, oder wird von einem Beteiligten oder einer Betei-
ligten das Vorliegen eines solchen Grundes behauptet, so hat, wer in einem Ver-
waltungsverfahren fir eine Kirchenbehorde tatig werden soll, die Leitung der Kir-
chenbehdrde zu unterrichten und sich auf deren Anordnung der Mitwirkung zu ent-
halten. Betrifft die Besorgnis der Befangenheit den Leiter oder die Leiterin der Kir-
chenbehorde, so trifft diese Anordnung die kirchliche Aufsichtsbehdrde, sofern sich
der Kirchenbehdrdenleiter oder die Kirchenbehdrdenleiterin nicht selbst einer Mit-
wirkung enthalt. Wird die Kirchenbehérde durch mehrere Personen geleitet, gilt fur
Mitglieder eines Leitungsorgans 8 9 Absatz 3 entsprechend.

8 11 Beginn des Verfahrens

Die Kirchenbehotrde entscheidet nach pflichtgemaliem Ermessen, ob und wann sie
ein Verwaltungsverfahren durchfiihrt. Dies gilt nicht, wenn sie auf Grund von
Rechtsvorschriften

1. von Amts wegen oder auf Antrag tatig werden muss,

2. nur auf Antrag tatig werden darf und ein Antrag nicht vorliegt.

§ 12 Untersuchungsgrundsatz

(1) Die Kirchenbehorde ermittelt den Sachverhalt von Amts wegen. Sie bestimmt
Art und Umfang der Ermittlungen; an das Vorbringen und an die Beweisantrage
der Beteiligten ist sie nicht gebunden.

(2) Die Kirchenbehoérde hat alle fir den Einzelfall bedeutsamen, auch die fir die
Beteiligten giinstigen Umstande zu bertcksichtigen.

(3) Die Kirchenbehdrde darf die Entgegennahme von Erklarungen oder Antragen,
die in ihren Zustandigkeitsbereich fallen, nicht deshalb verweigern, weil sie die
Erklarung oder den Antrag in der Sache fur unzuldssig oder unbegriindet halt.

§ 13 Beratung, Auskunft

Die Kirchenbehdrde soll die Abgabe von Erklarungen, das Stellen von Antrdgen
oder die Berichtigung von Erklarungen oder Antrdgen anregen, wenn diese offen-
sichtlich nur versehentlich oder aus Unkenntnis unterblieben oder unrichtig abge-
geben oder gestellt worden sind. Sie erteilt, soweit erforderlich, Auskunft tber die
den Beteiligten im Verwaltungsverfahren zustehenden Rechte und die ihnen oblie-
genden Pflichten.
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8§ 14 Beweismittel

(1) Die Kirchenbehotrde bedient sich der Beweismittel, die sie nach pflichtgemallem
Ermessen zur Ermittlung des Sachverhalts fir erforderlich halt. Sie kann insbe-
sondere
1. Auskuinfte jeder Art einholen,

2. Beteiligte anhoéren, Zeugen und Zeuginnen sowie Sachverstandige
vernehmen oder die schriftiche oder elektronische AuRerung von
Beteiligten, Sachverstandigen, Zeugen und Zeuginnen einholen,

3. Urkunden und Akten beiziehen,

4. den Augenschein einnehmen.

(2) Die Beteiligten sollen bei der Ermittlung des Sachverhalts mitwirken. Sie sollen
insbesondere ihnen bekannte Tatsachen und Beweismittel angeben und die in
ihrem Besitz befindlichen Urkunden und anderen Schriftstiicke vorlegen, wenn
sie fur das Verfahren von Bedeutung sind. Eine weitergehende Pflicht, bei der
Ermittlung des Sachverhalts mitzuwirken, insbesondere eine Pflicht zum per-
sonlichen Erscheinen oder zur Aussage, besteht nur, soweit dies durch kirchli-
che Rechtsvorschriften vorgesehen ist.

(3) Fur Zeugen und Zeuginnen sowie Sachverstandige besteht eine Pflicht zur
Aussage oder zur Erstattung von Gutachten, wenn sie durch kirchliche Rechts-
vorschrift vorgesehen ist. Falls die Kirchenbehérde Zeugen, Zeuginnen und
Sachverstandige herangezogen hat, erhalten sie auf Antrag in entsprechender
Anwendung des Kirchengerichtsgesetzes der Evangelischen Kirche in Deutsch-
land in der jeweils geltenden Fassung eine Entschadigung oder Vergltung.

§ 15 Anhorung Beteiligter

(1) Bevor ein Verwaltungsakt erlassen wird, der in Rechte eines Beteiligten oder
einer Beteiligten eingreift, ist ihm oder ihr Gelegenheit zu geben, sich zu den fiur
die Entscheidung erheblichen Tatsachen zu auf3ern.

(2) Von der Anhérung kann abgesehen werden, wenn sie nach den Umstanden
des Einzelfalls nicht geboten ist, insbesondere wenn

1. eine sofortige Entscheidung wegen Gefahr im Verzug oder im kirchlichen In-
teresse notwendig erscheint,

2. durch die Anhdrung die Einhaltung einer fir die Entscheidung maf3geblichen
Frist in Frage gestellt wirde,

3. von den tatsédchlichen Angaben eines Beteiligten oder einer Beteiligten, die
dieser oder diese in einem Antrag oder einer Erklarung gemacht hat, nicht
zu seinen oder ihren Ungunsten abgewichen werden soll,

4. die Kirchenbehorde eine Allgemeinverfigung oder gleichartige Verwal-
tungsakte in grolRerer Zahl oder Verwaltungsakte mit Hilfe automatischer
Einrichtungen erlassen will.
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(3) Eine Anhorung unterbleibt, wenn ihr ein zwingendes kirchliches Interesse ent-
gegensteht.

§ 16 Akteneinsicht durch Beteiligte

(1) Die Kirchenbehorde hat den Beteiligten Einsicht in die das Verfahren betreffen-
den Akten zu gestatten, soweit deren Kenntnis zur Geltendmachung oder Ver-
teidigung ihrer rechtlichen Interessen erforderlich ist. Satz 1 gilt nicht fir Ent-
wurfe zu Entscheidungen sowie die Arbeiten zu ihrer unmittelbaren Vorberei-
tung.

(2) Die Kirchenbehorde ist zur Gestattung der Akteneinsicht nicht verpflichtet, so-
weit durch sie die ordnungsgemal3e Erfullung ihrer Aufgaben beeintrachtigt,
das Bekanntwerden des Inhalts der Akten dem kirchlichen Wohl Nachteile be-
reiten wirde oder soweit die Vorgange nach kirchlichen Rechtsvorschriften o-
der ihrem Wesen nach, namentlich wegen der berechtigten Interessen der Be-
teiligten oder dritter Personen, insbesondere wenn es sich um Vorgénge seel-
sorgerlichen Charakters handelt, geheim gehalten werden mussen.

(3) Die Akteneinsicht erfolgt bei der Kirchenbehdrde, die die Akten fihrt. Im Einzel-
fall kann die Einsicht auch bei einer anderen Kirchenbehdrde erfolgen, weitere
Ausnahmen kann die Kirchenbehorde, die die Akten fuhrt, gestatten.

§ 17 Datenschutz und Geheimhaltung

(1) Fur den Schutz personenbezogener Daten in einem Verwaltungsverfahren gel-
ten das Kirchengesetz Uber den Datenschutz der Evangelischen Kirche in
Deutschland in der jeweils geltenden Fassung und die aufgrund dieses Kir-
chengesetzes erlassenen Verordnungen und Richtlinien sowie die zur Ergan-
zung und Durchfuhrung dieses Kirchengesetzes erlassenen gliedkirchlichen
Rechtsvorschriften.

(2) Die Beteiligten haben Anspruch darauf, dass ihre Geheimnisse, insbesondere
die zum personlichen Lebensbereich gehérenden Geheimnisse sowie die Be-
triebs- und Geschéftsgeheimnisse, von der Kirchenbehdrde nicht unbefugt of-
fenbart werden.

(3) Das Beicht- und Seelsorgegeheimnis ist unverbrtchlich zu wahren.
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Abschnitt 3  Fristen, Termine, Wiedereinsetzung

§ 18 Fristen und Termine

(1) Fur die Berechnung von Fristen und fir die Bestimmung von Terminen gelten
die 88 187 bis 193 des Burgerlichen Gesetzbuchs entsprechend, soweit nicht
durch die Absétze 2 bis 5 etwas anderes bestimmt ist.

(2) Der Lauf einer Frist, die von einer Kirchenbehodrde gesetzt wird, beginnt mit
dem Tag, der auf die Bekanntgabe der Frist folgt, au3er wenn dem Betroffenen
etwas anderes mitgeteilt wird.

(3) Fallt das Ende einer Frist auf einen Sonntag, einen gesetzlichen Feiertag oder
einen Sonnabend, so endet die Frist mit dem Ablauf des néachstfolgenden
Werktags. Dies gilt nicht, wenn dem Betroffenen unter Hinweis auf diese Vor-
schrift ein bestimmter Tag als Ende der Frist mitgeteilt worden ist.

(4) Hat eine Kirchenbehorde Leistungen nur fir einen bestimmten Zeitraum zu
erbringen, so endet dieser Zeitraum auch dann mit dem Ablauf seines letzten
Tages, wenn dieser auf einen Sonntag, einen gesetzlichen Feiertag oder einen
Sonnabend fallt.

(5) Ist eine Frist nach Stunden bestimmt, so werden Sonntage, gesetzliche Feier-
tage oder Sonnabende mitgerechnet.

(6) Fristen, die von einer Kirchenbehotrde gesetzt sind, kbnnen verlangert werden.
Sind solche Fristen bereits abgelaufen, so kénnen sie ruckwirkend verlangert
werden, insbesondere wenn es unbillig ware, die durch den Fristablauf einge-
tretenen Rechtsfolgen bestehen zu lassen. Die Kirchenbehérde kann die Ver-
langerung der Frist nach 8§ 23 mit einer Nebenbestimmung verbinden.

(7) Absatz 6 gilt nicht fur Fristen, die durch Kirchengesetz bestimmt werden.

§ 19 Wiedereinsetzung in den vorigen Stand

(1) War jemand ohne Verschulden verhindert, eine gesetzliche Frist einzuhalten,
so ist ihm auf Antrag Wiedereinsetzung in den vorigen Stand zu gewéhren. Das
Verschulden eines Vertreters oder einer Vertreterin ist dem oder der Vertrete-
nen zuzurechnen.

(2) Der Antrag ist innerhalb von zwei Wochen nach Wegfall des Hindernisses zu
stellen. Die Tatsachen zur Begriindung des Antrags sind bei der Antragstellung
oder im Verfahren Uber den Antrag glaubhaft zu machen. Innerhalb der An-
tragsfrist ist die versdumte Handlung nachzuholen. Ist dies geschehen, so kann
Wiedereinsetzung auch ohne Antrag gewahrt werden.

-19 -



-19-

(3) Nach einem Jahr seit dem Ende der versdumten Frist kann die Wiedereinset-
zung nicht mehr beantragt oder die versdaumte Handlung nicht mehr nachgeholt
werden, aul3er wenn dies vor Ablauf der Jahresfrist infolge hoherer Gewalt un-
maoglich war.

(4) Uber den Antrag auf Wiedereinsetzung entscheidet die Kirchenbehorde, die
Uber die versaumte Handlung zu befinden hat.

(5) Die Wiedereinsetzung ist unzulassig, wenn sich aus einer Rechtsvorschrift er-
gibt, dass sie ausgeschlossen ist.

Abschnitt 4 Amtliche Beglaubigung

§ 20 Beglaubigung von Dokumenten

(1) Jede Kirchenbehdorde ist befugt, Abschriften von Urkunden, die sie selbst aus-
gestellt hat, zu beglaubigen. DarUber hinaus sind die von der jeweiligen obers-
ten Kirchenbehérde durch allgemeine Regelung bestimmten Kirchenbehérden
befugt, Abschriften zu beglaubigen, wenn die Urschrift von einer kirchlichen,
staatlichen oder kommunalen Behérde ausgestellt ist oder die Abschrift zur Vor-
lage bei einer solchen BehoOrde benétigt wird, sofern nicht durch Rechtsvor-
schrift die Erteilung beglaubigter Abschriften aus amtlichen Registern und Ar-
chiven anderen Dienststellen oder Behorden ausschlief3lich vorbehalten ist.

(2) Abschriften durfen nicht beglaubigt werden, wenn Umstande zu der Annahme
berechtigen, dass der urspriingliche Inhalt des Schriftstiicks, dessen Abschrift
beglaubigt werden soll, geandert worden ist, insbesondere wenn dieses Schrift-
stiick Luicken, Durchstreichungen, Einschaltungen, Anderungen, unleserliche
Worter, Zahlen oder Zeichen, Spuren der Beseitigung von Wortern, Zahlen und
Zeichen enthalt oder wenn der Zusammenhang eines aus mehreren Blattern
bestehenden Schriftstiicks aufgehoben ist.

(3) Eine Abschrift wird beglaubigt durch einen Beglaubigungsvermerk, der unter die

Abschrift zu setzen ist. Der Vermerk muss enthalten

1. die genaue Bezeichnung des Schriftstiicks, dessen Abschrift beglaubigt
wird,

2. die Feststellung, dass die beglaubigte Abschrift mit dem vorgelegten Schrift-
stick Ubereinstimmit,

3. den Hinweis, dass die beglaubigte Abschrift nur zur Vorlage bei der ange-
gebenen kirchlichen, staatlichen oder kommunalen Behdrde erteilt wird,
wenn die Urschrift nicht von einer solchen Behorde ausgestellt worden ist,

4. den Ort und den Tag der Beglaubigung, die Unterschrift des oder der fur die
Beglaubigung zustandigen Bediensteten und das Dienstsiegel.

(4) Die Abséatze 1 bis 3 gelten entsprechend fur die Beglaubigung von
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1. Ablichtungen, Lichtdrucken und &hnlichen in technischen Verfahren herge-
stellten Vervielfaltigungen,

2. auf fototechnischem Wege von Schriftstiicken hergestellten Negativen, die
bei einer kirchlichen, staatlichen oder kommunalen Behoérde aufbewahrt
werden,

3. Ausdrucken elektronischer Dokumente,

4. elektronischen Dokumenten,

a. die zur Abbildung eines Schriftstiicks hergestellt wurden,
b. die ein anderes technisches Format als das mit einer qualifizierten
elektronischen Signatur verbundene Ausgangsdokument erhalten haben.

(5) Der Beglaubigungsvermerk muss zusatzlich zu den Angaben nach Absatz 3

Satz 2 bei der Beglaubigung

1. des Ausdrucks eines elektronischen Dokuments, das mit einer qualifizierten
elektronischen Signatur verbunden ist, die Feststellungen enthalten,

a. wen die Signaturprifung als Inhaber oder Inhaberin der Signatur aus-
weist,

b. welchen Zeitpunkt die Signaturprtfung fur die Anbringung der Signatur
ausweist und

c. welche Zertifikate mit welchen Daten dieser Signatur zugrunde lagen,

2. eines elektronischen Dokuments den Namen des oder der fir die Beglaubi-
gung zustandigen Bediensteten und die Bezeichnung der Kirchenbehorde,
die die Beglaubigung vornimmt, enthalten; die Unterschrift des oder der fir
die Beglaubigung zustandigen Bediensteten und das Dienstsiegel nach Ab-
satz 3 Satz 2 Nr. 4 werden durch eine dauerhaft Uberprufbare qualifizierte
elektronische Signatur ersetzt.

Wird ein elektronisches Dokument, das ein anderes technisches Format als das
mit einer qualifizierten elektronischen Signatur verbundene Ausgangsdokument
erhalten hat, nach Satz 1 Nr. 2 beglaubigt, muss der Beglaubigungsvermerk
zusatzlich die Feststellungen nach Satz 1 Nr. 1 fur das Ausgangsdokument
enthalten.

(6) Die nach Absatz 4 hergestellten Dokumente stehen, sofern sie beglaubigt sind,
beglaubigten Abschriften gleich.

§ 21 Beglaubigung von Unterschriften

(1) Die von der jeweiligen obersten Kirchenbehorde durch allgemeine Regelung
bestimmten Kirchenbehdrden sind befugt, Unterschriften zu beglaubigen, wenn
das unterzeichnete Schriftstick zur Vorlage bei einer kirchlichen, staatlichen
oder kommunalen Behoérde oder bei einer sonstigen Stelle, der auf Grund einer
Rechtsvorschrift das unterzeichnete Schriftstiick vorzulegen ist, bendtigt wird.
Dies gilt nicht far
1. Unterschriften ohne zugehdrigen Text,
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2. Unterschriften, die der offentlichen Beglaubigung nach § 129 des Blurgerli-
chen Gesetzbuchs bedirfen.

(2) Eine Unterschrift soll nur beglaubigt werden, wenn sie in Gegenwart des oder
der beglaubigenden Bediensteten vollzogen oder anerkannt wird.

(3) Der Beglaubigungsvermerk ist unmittelbar bei der Unterschrift, die beglaubigt
werden soll, anzubringen. Er muss enthalten

1. die Bestétigung, dass die Unterschrift echt ist,

2. die genaue Bezeichnung desjenigen oder derjenigen, dessen oder deren
Unterschrift beglaubigt wird, sowie die Angabe, ob sich der oder die fir die
Beglaubigung zustandige Bedienstete Gewissheit Uber diese Person ver-
schafft hat und ob die Unterschrift in seiner oder ihrer Gegenwart vollzogen
oder anerkannt worden ist,

3. den Hinweis, dass die Beglaubigung nur zur Vorlage bei der angegebenen
kirchlichen, staatlichen oder kommunalen Behorde oder Stelle bestimmt ist,

4. den Ort und den Tag der Beglaubigung, die Unterschrift des oder der fur die
Beglaubigung zustandigen Bediensteten und das Dienstsiegel.

(4) Die Absatze 1 bis 3 gelten fir die Beglaubigung von Handzeichen entspre-
chend.

Teil Il Verwaltungsakt

Abschnitt 1 Zustandekommen des Verwaltungsaktes

§ 22 Begriff des Verwaltungsaktes

Verwaltungsakt ist jede Verfugung, Entscheidung oder andere einseitige Mal3nah-
me, die eine Kirchenbehotrde zur Regelung eines Einzelfalls auf dem Gebiet des
offentlichen Rechts trifft und die auf unmittelbare Rechtswirkung nach aul3en ge-
richtet ist. Allgemeinverfligung ist ein Verwaltungsakt, der sich an einen nach all-
gemeinen Merkmalen bestimmten oder bestimmbaren Personenkreis richtet oder
die offentlich-rechtliche Eigenschaft einer Sache oder ihre Benutzung durch die
Allgemeinheit betrifft.

§ 23 Nebenbestimmungen zum Verwaltungsakt

(1) Ein Verwaltungsakt, auf den ein Anspruch besteht, darf mit einer Nebenbe-
stimmung nur versehen werden, wenn sie durch Rechtsvorschrift zugelassen ist
oder wenn sie sicherstellen soll, dass die gesetzlichen Voraussetzungen des

Verwaltungsaktes erfullt werden.

(2) Unbeschadet des Absatzes 1 darf ein Verwaltungsakt nach pflichtgema3em
Ermessen erlassen werden mit
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1. einer Bestimmung, nach der eine Verginstigung oder Belastung zu einem
bestimmten Zeitpunkt beginnt, endet oder fur einen bestimmten Zeitraum gilt
(Befristung),

2. einer Bestimmung, nach der der Eintritt oder der Wegfall einer Verginsti-
gung oder einer Belastung von dem ungewissen Eintritt eines zukunftigen
Ereignisses abhéangt (Bedingung),

3. einem Vorbehalt des Widerrufs

oder verbunden werden mit

4. einer Bestimmung, durch die dem oder der Begunstigten ein Tun, Dulden
oder Unterlassen vorgeschrieben wird (Auflage),

5. einem Vorbehalt der nachtraglichen Aufnahme, Anderung oder Erganzung
einer Auflage.

(3) Eine Nebenbestimmung darf dem Zweck des Verwaltungsaktes nicht zuwider-
laufen.

§ 24 Bestimmtheit und Form des Verwaltungsaktes
(1) Ein Verwaltungsakt muss inhaltlich hinreichend bestimmt sein.

(2) Ein Verwaltungsakt kann schriftlich, elektronisch, mundlich oder in anderer
Weise erlassen werden. Ein mundlicher Verwaltungsakt ist schriftlich oder e-
lektronisch zu bestatigen, wenn hieran ein berechtigtes Interesse besteht und
der oder die Betroffene dies unverziglich verlangt. Ein elektronischer Verwal-
tungsakt ist unter denselben Voraussetzungen schriftlich zu bestatigen; 8 4 Ab-
satz 2 findet insoweit keine Anwendung.

(3) Ein schriftlicher oder elektronischer Verwaltungsakt muss die erlassende Kir-
chenbehdrde und die Unterschrift oder die Namenswiedergabe des Behdrden-
leiters oder der Behordenleiterin, seines oder ihres Vertreters oder seiner oder
ihrer Vertreterin oder seines oder ihrer Beauftragten oder, soweit die Kirchen-
behdrde durch ein aus mehreren Personen bestehendes Organ geleitet wird,
die Unterschrift des oder der Vorsitzenden oder der zu seiner oder ihrer Vertre-
tung berechtigten oder von ihm oder ihr beauftragten Person erkennen lassen.
Wird fur einen Verwaltungsakt, fir den durch Rechtsvorschrift die Schriftform
angeordnet ist, die elektronische Form verwendet, muss auch das der Signatur
zugrunde liegende qualifizierte Zertifikat oder ein zugehdriges qualifiziertes Att-
ributzertifikat die erlassende Kirchenbehotrde erkennen lassen.

(4) Fur einen Verwaltungsakt kann fur die nach 8 4 Absatz 2 erforderliche Signatur
durch Rechtsvorschrift die dauerhafte Uberprifbarkeit vorgeschrieben werden.

(5) Bei einem schriftlichen Verwaltungsakt, der mit Hilfe automatischer Einrichtun-

gen erlassen wird, konnen abweichend von Absatz 3 Unterschrift und Na-
menswiedergabe fehlen. Zur Inhaltsangabe kénnen Schlisselzeichen verwen-
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det werden, wenn derjenige oder diejenige, flir den der Verwaltungsakt be-
stimmt ist oder der von ihm oder ihr betroffen wird, auf Grund der dazu gegebe-
nen Erlauterungen den Inhalt des Verwaltungsaktes eindeutig erkennen kann.

§ 25 Zusicherung

(1) Eine von der zustandigen Kirchenbehdrde erteilte Zusage, einen bestimmten
Verwaltungsakt spater zu erlassen oder zu unterlassen (Zusicherung), bedarf
zu ihrer Wirksamkeit der schriftichen Form. Ist vor dem Erlass des zugesicher-
ten Verwaltungsaktes die Anhdrung Beteiligter oder die Mitwirkung einer ande-
ren kirchlichen, staatlichen oder kommunalen Behdrde auf Grund einer Rechts-
vorschrift erforderlich, so darf die Zusicherung erst nach Anhérung der Beteilig-
ten oder nach Mitwirkung dieser Behorde gegeben werden.

(2) Auf die Unwirksamkeit der Zusicherung finden, unbeschadet des Absatzes 1
Satz 1, § 32, auf die Heilung von Mé&ngeln bei der Anhdrung Beteiligter und der
Mitwirkung anderer kirchlicher, staatlicher oder kommunaler Behorden 8§ 33 Ab-
satz 1 Nr. 3 und 4 sowie Absatz 2, auf die Riicknahme § 36, auf den Widerruf,
unbeschadet des Absatzes 3, § 37 entsprechende Anwendung.

(3) Andert sich nach Abgabe der Zusicherung die Sach- oder Rechtslage derart,
dass die Kirchenbehorde bei Kenntnis der nachtraglich eingetretenen Anderung
die Zusicherung nicht gegeben hatte oder aus rechtlichen Grinden nicht hatte
geben durfen, ist die Kirchenbehorde an die Zusicherung nicht mehr gebunden.

§ 26 Begrindung des Verwaltungsaktes

(1) Ein schriftlicher oder elektronischer sowie ein schriftlich oder elektronisch
bestétigter Verwaltungsakt ist mit einer Begrindung zu versehen. In der
Begrindung sind die wesentlichen tatsachlichen und rechtlichen Grinde
mitzuteilen, die die Kirchenbehérde zu ihrer Entscheidung bewogen haben. Die
Begriindung von Ermessensentscheidungen soll auch die Gesichtspunkte
erkennen lassen, von denen die Kirchenbehorde bei der Austbung ihres
Ermessens ausgegangen ist.

(2) Einer Begrindung bedarf es nicht,

1. soweit die Kirchenbehdrde einem Antrag entspricht oder einer Erklarung
folgt und der Verwaltungsakt nicht in Rechte eines oder einer anderen ein-
greift,

2. soweit demjenigen oder derjenigen, fir den oder die der Verwaltungsakt be-
stimmt ist oder der oder die von ihm betroffen wird, die Auffassung der Kir-
chenbehdrde Uber die Sach- und Rechtslage bereits bekannt oder auch oh-
ne Begrindung fir ihn oder sie ohne weiteres erkennbar ist,
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3. wenn die Kirchenbehorde gleichartige Verwaltungsakte in grof3erer Zahl o-
der Verwaltungsakte mit Hilfe automatischer Einrichtungen erlasst und die
Begriindung nach den Umstéanden des Einzelfalls nicht geboten ist,

wenn sich dies aus einer Rechtsvorschrift ergibt,

wenn eine Allgemeinverfiigung offentlich bekannt gegeben wird.

ok

8 27 Ermessen

Ist die Kirchenbehdrde ermachtigt, nach ihrem Ermessen zu handeln, hat sie ihr
Ermessen entsprechend dem Zweck der Erméachtigung auszuiiben und die gesetz-
lichen Grenzen des Ermessens einzuhalten.

§ 28 Bekanntgabe des Verwaltungsaktes

(1) Ein Verwaltungsakt ist demjenigen oder derjenigen Beteiligten bekannt zu ge-
ben, fur den oder die er bestimmt ist oder der oder die von ihm betroffen wird.
Ist ein Bevollméachtigter oder eine Bevollmachtigte bestellt, so kann die Be-
kanntgabe ihm oder ihr gegeniiber vorgenommen werden.

(2) Ein schriftlicher Verwaltungsakt gilt bei der Ubermittlung durch die Post im In-
land am dritten Tage nach der Aufgabe zur Post, ein Verwaltungsakt, der elekt-
ronisch Ubermittelt wird, am dritten Tage nach der Absendung als bekannt ge-
geben. Dies gilt nicht, wenn der Verwaltungsakt nicht oder zu einem spateren
Zeitpunkt zugegangen ist; im Zweifel hat die Kirchenbehdrde den Zugang des
Verwaltungsaktes und den Zeitpunkt des Zugangs nachzuweisen.

(3) Ein Verwaltungsakt darf 6ffentlich bekannt gegeben werden, wenn dies durch
Rechtsvorschrift zugelassen ist. Eine Allgemeinverfigung darf auch dann 6f-
fentlich bekannt gegeben werden, wenn eine Bekanntgabe an die Beteiligten
untunlich ist.

(4) Die offentliche Bekanntgabe eines schriftichen oder elektronischen Verwal-
tungsaktes wird dadurch bewirkt, dass sein verfigender Teil ortstiblich bekannt
gemacht wird. In der ortsuiblichen Bekanntmachung ist anzugeben, wo der
Verwaltungsakt und seine Begrindung eingesehen werden kdénnen. Der Ver-
waltungsakt gilt zwei Wochen nach der ortsuiblichen Bekanntmachung als be-
kannt gegeben. In einer Allgemeinverfigung kann ein hiervon abweichender
Tag, jedoch frihestens der auf die Bekanntmachung folgende Tag bestimmt
werden.

(5) Vorschriften Uber die Bekanntgabe eines Verwaltungsaktes mittels Zustellung
bleiben unberihrt.
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§ 29 Offenbare Unrichtigkeiten im Verwaltungsakt

Die Kirchenbehétrde kann Schreibfehler, Rechenfehler und &hnliche offenbare Un-
richtigkeiten in einem Verwaltungsakt jederzeit berichtigen. Bei berechtigtem Inte-
resse des oder der Beteiligten ist zu berichtigen. Die Kirchenbehorde ist berechtigt,
die Vorlage des Dokuments zu verlangen, das berichtigt werden soll.

§ 30 Rechtsbehelfsbelehrung

(1) Die Frist fur ein Rechtsmittel oder einen anderen Rechtsbehelf beginnt nur zu
laufen, wenn der Beteiligte Uber den Rechtsbehelf, die Verwaltungsbehdérde
oder das Gericht, bei denen der Rechtsbehelf anzubringen ist, den Sitz und die
einzuhaltende Frist schriftlich oder elektronisch belehrt worden ist.

(2) Ist die Belehrung unterblieben oder unrichtig erteilt, so ist die Einlegung des
Rechtsbehelfs nur innerhalb eines Jahres seit Bekanntgabe oder Zustellung zu-
lassig, auRer wenn die Einlegung vor Ablauf der Jahresfrist infolge hoherer
Gewalt unmaoglich war.

Abschnitt 2 Bestandskraft des Verwaltungsaktes

§ 31 Wirksamkeit des Verwaltungsaktes

(1) Ein Verwaltungsakt wird gegentiber demjenigen oder derjenigen, fur den oder
die er bestimmt ist oder der oder die von ihm betroffen wird, in dem Zeitpunkt
wirksam, in dem er ihm oder ihr bekannt gegeben wird. Der Verwaltungsakt
wird mit dem Inhalt wirksam, mit dem er bekannt gegeben wird.

(2) Ein Verwaltungsakt bleibt wirksam, solange und soweit er nicht zuriickgenom-
men, widerrufen, anderweitig aufgehoben oder durch Zeitablauf oder auf ande-
re Weise erledigt ist.

(3) Ein nichtiger Verwaltungsakt ist unwirksam.

§ 32 Nichtigkeit des Verwaltungsaktes

(1) Ein Verwaltungsakt ist nichtig, soweit er an einem besonders schwerwiegenden
Fehler leidet oder gegen Schrift und Bekenntnis verstdl3t und dies bei verstan-
diger Wirdigung aller in Betracht kommenden Umsténde offensichtlich ist.

(2) Ohne Rucksicht auf das Vorliegen der Voraussetzungen des Absatzes 1 ist ein
Verwaltungsakt nichtig,
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1. der schriftich oder elektronisch erlassen worden ist, die erlassende Kir-
chenbehdrde aber nicht erkennen lasst,

2. der nach einer Rechtsvorschrift nur durch die Aushandigung einer Urkunde
erlassen werden kann, aber dieser Form nicht genugt,

3. den eine Kirchenbehorde aul3erhalb ihrer Zustandigkeit erlassen hat, ohne
dazu erméachtigt zu sein,

4. den aus tatsachlichen Grinden niemand ausfihren kann,

5. der die Begehung einer rechtswidrigen Tat verlangt, die einen Straf- oder
BuRRgeldtatbestand verwirklicht,

6. der gegen die guten Sitten verstolt.

(3) Ein Verwaltungsakt ist nicht schon deshalb nichtig, weil

1. Vorschriften tGber die ortliche Zustandigkeit nicht eingehalten worden sind,
aul3er wenn ein Fall des Absatzes 2 Nr. 3 vorliegt,

2. eine nach 8 9 Absatz 1 Satz 1 Nr. 2 bis 6 ausgeschlossene Person mitge-
wirkt hat,

3. eine durch Rechtsvorschrift zur Mitwirkung berufene Kirchenbehdérde den fir
den Erlass des Verwaltungsaktes vorgeschriebenen Beschluss nicht gefasst
hat oder nicht beschlussfahig war,

4. die nach einer Rechtsvorschrift erforderliche Mitwirkung einer anderen Kir-
chenbehdrde unterblieben ist.

(4) Betrifft die Nichtigkeit nur einen Teil des Verwaltungsaktes, so ist er im Ganzen
nichtig, wenn der nichtige Teil so wesentlich ist, dass die Kirchenbehétrde den
Verwaltungsakt ohne den nichtigen Teil nicht erlassen hatte.

(5) Die Kirchenbehotrde kann die Nichtigkeit jederzeit von Amts wegen feststellen;
auf Antrag ist sie festzustellen, wenn der Antragsteller oder die Antragstellerin
hieran ein berechtigtes Interesse hat.

§ 33 Heilung von Verfahrens- und Formfehlern

(1) Eine Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften, die nicht den Verwal-
tungsakt nach § 32 nichtig macht, ist unbeachtlich, wenn
1. der fur den Erlass des Verwaltungsaktes erforderliche Antrag nachtraglich
gestellt wird,
2. die erforderliche Begruindung nachtraglich gegeben wird,
3. die erforderliche Anhorung eines oder einer Beteiligten nachgeholt wird,
4. die erforderliche Mitwirkung einer anderen Kirchenbehérde nachgeholt wird.

(2) Handlungen nach Absatz 1 kdnnen bis zum Abschluss der letzten Tatsachenin-
stanz eines kirchengerichtlichen oder anderen verwaltungsgerichtlichen Verfah-
rens nachgeholt werden.

(3) Fehlt einem Verwaltungsakt die erforderliche Begriindung oder ist die erforder-

liche Anhérung eines oder einer Beteiligten vor Erlass des Verwaltungsaktes
unterblieben und ist dadurch die rechtzeitige Anfechtung des Verwaltungsaktes
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versaumt worden, so gilt die Versaumung der Rechtsbehelfsfrist als nicht ver-
schuldet. Das fur die Wiedereinsetzungsfrist nach 8 19 Absatz 2 mal3gebende
Ereignis tritt im Zeitpunkt der Nachholung der unterlassenen Verfahrenshand-
lung ein.

8 34 Folgen von Verfahrens- und Formfehlern

Die Aufhebung eines Verwaltungsaktes, der nicht nach 8§ 32 nichtig ist, kann nicht
allein deshalb beansprucht werden, weil er unter Verletzung von Vorschriften tber
das Verfahren, die Form oder die ortliche Zustandigkeit zustande gekommen ist,
wenn offensichtlich ist, dass die Verletzung die Entscheidung in der Sache nicht
beeinflusst hat.

§ 35 Umdeutung eines fehlerhaften Verwaltungsaktes

(1) Ein fehlerhafter Verwaltungsakt kann in einen anderen Verwaltungsakt umge-
deutet werden, wenn er auf das gleiche Ziel gerichtet ist, von der erlassenden
Kirchenbehdrde in der geschehenen Verfahrensweise und Form rechtmalig
hatte erlassen werden kénnen und wenn die Voraussetzungen fur dessen Er-
lass erfullt sind.

(2) Absatz 1 gilt nicht, wenn der Verwaltungsakt, in den der fehlerhafte Verwal-
tungsakt umzudeuten ware, der erkennbaren Absicht der erlassenden Kirchen-
behdrde widersprache oder seine Rechtsfolgen fur den Betroffenen oder die
Betroffene ungunstiger waren als die des fehlerhaften Verwaltungsaktes. Eine
Umdeutung ist ferner unzulassig, wenn der fehlerhafte Verwaltungsakt nicht zu-
rickgenommen werden durfte.

(3) Eine Entscheidung, die nur als gesetzlich gebundene Entscheidung ergehen
kann, kann nicht in eine Ermessensentscheidung umgedeutet werden.

(4) 8 15 ist entsprechend anzuwenden.
8 36 Ricknahme eines rechtswidrigen Verwaltungsaktes

(1) Ein rechtswidriger Verwaltungsakt kann, auch nachdem er unanfechtbar ge-
worden ist, ganz oder teilweise mit Wirkung fur die Zukunft oder fur die Vergan-
genheit zurickgenommen werden. Ein Verwaltungsakt, der ein Recht oder ei-
nen rechtlich erheblichen Vorteil begriindet oder bestétigt hat (begtnstigender
Verwaltungsakt), darf nur unter den Einschrankungen der Abséatze 2 bis 4 zu-
rickgenommen werden.

(2) Ein rechtswidriger Verwaltungsakt, der eine einmalige oder laufende Geldleis-
tung oder teilbare Sachleistung gewdahrt oder hierfir Voraussetzung ist, darf
nicht zuriickgenommen werden, soweit der oder die Begunstigte auf den Be-
stand des Verwaltungsaktes vertraut hat und das Vertrauen unter Abwagung
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mit dem kirchlichen Interesse an einer Ricknahme schutzwirdig ist. Das Ver-

trauen ist in der Regel schutzwirdig, wenn der oder die Begunstigte gewéhrte

Leistungen verbraucht oder eine Vermdgensdisposition getroffen hat, die er

oder sie nicht mehr oder nur unter unzumutbaren Nachteilen riickgangig ma-

chen kann. Auf Vertrauen kann sich der oder die Begunstigte nicht berufen,

wenn er oder sie

1. den Verwaltungsakt durch arglistige Tauschung, Drohung oder Bestechung
erwirkt hat,

2. den Verwaltungsakt durch Angaben erwirkt hat, die in wesentlicher Bezie-
hung unrichtig oder unvollstdndig waren,

3. die Rechtswidrigkeit des Verwaltungsaktes kannte oder infolge grober Fahr-
lassigkeit nicht kannte.

In den Fallen des Satzes 3 wird der Verwaltungsakt in der Regel mit Wirkung

fur die Vergangenheit zurickgenommen.

(3) Wird ein rechtswidriger Verwaltungsakt, der nicht unter Absatz 2 féllt,
zurickgenommen, so hat die Kirchenbehdérde dem oder der Betroffenen auf
Antrag den Vermobgensnachteil auszugleichen, den er oder sie dadurch
erleidet, dass er oder sie auf den Bestand des Verwaltungsaktes vertraut hat,
soweit das Vertrauen unter Abwagung mit dem kirchlichen Interesse
schutzwirdig ist. Absatz 2 Satz 3 ist anzuwenden. Der Vermégensnachteil ist
jedoch nicht Uber den Betrag des Interesses hinaus zu ersetzen, das der oder
die Betroffene an dem Bestand des Verwaltungsaktes hat. Der auszu-
gleichende Vermégensnachteil wird durch die Kirchenbehdrde festgesetzt. Der
Anspruch kann nur innerhalb eines Jahres geltend gemacht werden; die Frist
beginnt, sobald die Kirchenbehdrde den Betroffenen oder die Betroffene auf sie
hingewiesen hat.

(4) Erhalt die Kirchenbehotrde von Tatsachen Kenntnis, welche die Ricknahme ei-
nes rechtswidrigen Verwaltungsaktes rechtfertigen, so ist die Ricknahme nur
innerhalb eines Jahres seit dem Zeitpunkt der Kenntnisnahme zul&ssig. Dies
gilt nicht im Falle des Absatzes 2 Satz 3 Nr. 1.

(5) Uber die Riicknahme entscheidet nach Unanfechtbarkeit des Verwaltungsaktes
die nach gliedkirchlichem Recht zustandige Kirchenbehorde.

§ 37 Widerruf eines rechtmafigen Verwaltungsaktes

(1) Ein rechtmafiiger nicht beginstigender Verwaltungsakt kann, auch nachdem er
unanfechtbar geworden ist, ganz oder teilweise mit Wirkung fur die Zukunft wi-
derrufen werden, aul3er wenn ein Verwaltungsakt gleichen Inhalts erneut erlas-
sen werden musste oder aus anderen Grunden ein Widerruf unzulassig ist.

(2) Ein rechtmaliger begunstigender Verwaltungsakt darf, auch nachdem er unan-
fechtbar geworden ist, ganz oder teilweise mit Wirkung fur die Zukunft nur wi-
derrufen werden,

1. wenn der Widerruf durch Rechtsvorschrift zugelassen oder im Verwaltungs-
akt vorbehalten ist,
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2. wenn mit dem Verwaltungsakt eine Auflage verbunden ist und der oder die
Begunstigte diese nicht oder nicht innerhalb einer ihm oder ihr gesetzten
Frist erfullt hat,

3. wenn die Kirchenbehérde auf Grund nachtraglich eingetretener Tatsachen
berechtigt wére, den Verwaltungsakt nicht zu erlassen, und wenn ohne den
Widerruf das kirchliche Interesse gefahrdet wiirde,

4. wenn die Kirchenbehdrde auf Grund einer gednderten Rechtsvorschrift be-
rechtigt ware, den Verwaltungsakt nicht zu erlassen, soweit der oder die
Begunstigte von der Vergunstigung noch keinen Gebrauch gemacht oder
auf Grund des Verwaltungsaktes noch keine Leistungen empfangen hat,
und wenn ohne den Widerruf das kirchliche Interesse gefahrdet wirde,

5. um schwere Nachteile fur das kirchliche Interesse zu verhiiten oder zu be-
seitigen.

8 36 Absatz 4 gilt entsprechend.

(3) Ein rechtméaliZiger Verwaltungsakt, der eine einmalige oder laufende Geldleis-
tung oder teilbare Sachleistung zur Erfullung eines bestimmten Zwecks gewéhrt
oder hierfur Voraussetzung ist, kann, auch nachdem er unanfechtbar geworden
ist, ganz oder teilweise auch mit Wirkung fur die Vergangenheit widerrufen wer-
den,

1. wenn die Leistung nicht, nicht alsbald nach der Erbringung oder nicht mehr fir

den in dem Verwaltungsakt bestimmten Zweck verwendet wird,

2. wenn mit dem Verwaltungsakt eine Auflage verbunden ist und der Beginstigte

diese nicht oder nicht innerhalb einer ihm gesetzten Frist erfullt hat.

§ 36 Absatz 4 gilt entsprechend.

(4) Der widerrufene Verwaltungsakt wird mit dem Wirksamwerden des Widerrufs
unwirksam, wenn die Kirchenbehdrde keinen anderen Zeitpunkt bestimmt.

(5) Uber den Widerruf entscheidet nach Unanfechtbarkeit des Verwaltungsaktes
die zustandige Kirchenbehorde. Dies gilt auch dann, wenn der zu widerrufene
Verwaltungsakt von einer anderen Kirchenbehorde erlassen worden ist.

(6) Wird ein begunstigender Verwaltungsakt in den Fallen des Absatzes 2 Nr. 3 bis
5 widerrufen, so hat die Kirchenbehérde den Betroffenen oder die Betroffene
auf Antrag fir den Vermdgensnachteil zu entschéadigen, den dieser oder diese
dadurch erleidet, dass er oder sie auf den Bestand des Verwaltungsaktes ver-
traut hat, soweit das Vertrauen schutzwirdig ist. § 36 Absatz 3 Satz 3 bis 5 gilt
entsprechend.

§ 38 Erstattung, Verzinsung

(1) Soweit ein Verwaltungsakt mit Wirkung fir die Vergangenheit zuriickgenommen
widerrufen worden oder infolge des Eintritts einer auflésenden Bedingung un-
wirksam geworden ist, sind bereits erbrachte Leistungen zu erstatten. Die zu
erstattende Leistung ist von der Kirchenbehérde durch schriftlichen Verwal-
tungsakt festzusetzen.
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(2) Fur den Umfang der Erstattung mit Ausnahme der Verzinsung gelten die Vor-
schriften des Burgerlichen Gesetzbuchs tber die Herausgabe einer ungerecht-
fertigten Bereicherung entsprechend. Auf den Wegfall der Bereicherung kann
sich der oder die Beginstigte nicht berufen, soweit er oder sie die Umstande
kannte oder infolge grober Fahrlassigkeit nicht kannte, die zur Ricknahme,
zum Widerruf oder zur Unwirksamkeit des Verwaltungsaktes gefiihrt haben.

(3) Der zu erstattende Betrag ist vom Eintritt der Unwirksamkeit des Verwaltungs-
aktes an mit finf Prozentpunkten Uber dem Basiszinssatz jahrlich zu verzinsen.
Von der Geltendmachung des Zinsanspruchs kann insbesondere dann abge-
sehen werden, wenn der oder die Begunstigte die Umstande, die zur Rlck-
nahme, zum Widerruf oder zur Unwirksamkeit des Verwaltungsaktes gefihrt
haben, nicht zu vertreten hat oder die Verzinsung fur ihn oder sie eine unbillige
Harte bedeuten wirde und den zu erstattenden Betrag innerhalb der von der
Kirchenbehdrde festgesetzten Frist leistet.

(4) Wird eine Leistung nicht alsbald nach der Auszahlung fur den bestimmten
Zweck verwendet, so konnen fur die Zeit bis zur zweckentsprechenden Ver-
wendung Zinsen nach Absatz 3 Satz 1 verlangt werden. Entsprechendes gilt,
soweit eine Leistung in Anspruch genommen wird, obwohl andere Mittel anteilig
oder vorrangig einzusetzen sind. 8 37 Absatz 3 Satz 1 Nr. 1 bleibt unberthrt.

8 39 Ricknahme und Widerruf im Rechtsbehelfsverfahren

§ 36 Absatz 1 Satz 2 und Abs. 2 bis 4 sowie § 37 Absatz 2 bis 4 und 6 gelten nicht,
wenn ein beglnstigender Verwaltungsakt, der von einem oder einer Dritten ange-
fochten worden ist, wahrend des Vorverfahrens oder wahrend des verwaltungsge-
richtlichen Verfahrens aufgehoben wird, soweit dadurch dem Widerspruch oder der
Klage abgeholfen wird.

8 40 Wiederaufgreifen des Verfahrens

(1) Die Kirchenbehorde hat auf Antrag des Betroffenen oder der Betroffenen tber
die Aufhebung oder Anderung eines unanfechtbaren Verwaltungsaktes zu ent-
scheiden, wenn
1. sich die dem Verwaltungsakt zugrunde liegende Sach- oder Rechtslage
nachtraglich zugunsten des oder der Betroffenen geéndert hat,

2. neue Beweismittel vorliegen, die eine dem Betroffenen oder der Betroffenen
gunstigere Entscheidung herbeigefihrt haben wirden,

3. Wiederaufnahmegriinde entsprechend § 580 der Zivilprozessordnung gege-
ben sind.

(2) Der Antrag ist nur zulassig, wenn der oder die Betroffene ohne grobes Ver-

schulden auR3erstande war, den Grund fur das Wiederaufgreifen in dem frihe-
ren Verfahren, insbesondere durch Rechtsbehelf, geltend zu machen.
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(3) Der Antrag muss binnen drei Monaten gestellt werden. Die Frist beginnt mit
dem Tage, an dem der oder die Betroffene von dem Grund fiir das Wiederauf-
greifen Kenntnis erhalten hat.

(4) Uber den Antrag entscheidet die zustandige Kirchenbehdrde. Dies gilt auch
dann, wenn der Verwaltungsakt, dessen Aufhebung oder Anderung begehrt
wird, von einer anderen Kirchenbehorde erlassen worden ist.

(5) Die Vorschriften des 8§ 36 Absatz 1 Satz 1 und des § 37 Absatz 1 bleiben unbe-
rahrt.

8 41 Ruckgabe von Urkunden und Sachen

Ist ein Verwaltungsakt unanfechtbar widerrufen oder zuriickgenommen oder ist
seine Wirksamkeit aus einem anderen Grund nicht oder nicht mehr gegeben, so
kann die Kirchenbehérde die auf Grund dieses Verwaltungsaktes erteilten Urkun-
den oder Sachen, die zum Nachweis der Rechte aus dem Verwaltungsakt oder zu
deren Austbung bestimmt sind, zurickfordern. Der Inhaber oder die Inhaberin
und, sofern er oder sie nicht der Besitzer oder die Besitzerin ist, auch der Besitzer
oder die Besitzerin dieser Urkunden oder Sachen ist zu ihrer Herausgabe verpflich-
tet. Der Inhaber oder die Inhaberin oder der Besitzer oder die Besitzerin kann je-
doch verlangen, dass ihm oder ihr die Urkunden oder Sachen wieder ausgehandigt
werden, nachdem sie von der Kirchenbehorde als ungtltig gekennzeichnet sind;
dies gilt nicht bei Sachen, bei denen eine solche Kennzeichnung nicht oder nicht
mit der erforderlichen Offensichtlichkeit oder Dauerhaftigkeit mdglich ist.

Teil Il Rechtsbehelfsverfahren gegen Verwaltungsakte

§ 42 Vorverfahren

(1) Vor Erhebung der Anfechtungsklage sind RechtmaRigkeit und Zweckmafigkeit
des Verwaltungsakts in einem Vorverfahren nachzupriifen. Einer solchen
Nachprifung bedarf es nicht, wenn dies durch Kirchengesetz bestimmt ist oder
wenn der Abhilfebescheid oder der Widerspruchsbescheid erstmalig eine Be-
schwer enthalt.

(2) Fur die Verpflichtungsklage gilt Absatz 1 entsprechend, wenn der Antrag auf
Vornahme des Verwaltungsakts abgelehnt worden ist.

§ 43 Widerspruch

(1) Das Vorverfahren beginnt mit der Erhebung des Widerspruchs.
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(2) Der Widerspruch ist innerhalb eines Monats, nachdem der Verwaltungsakt dem
oder der Beschwerten bekannt gegeben worden ist, schriftlich bei der Kirchen-
behdrde zu erheben, die den Verwaltungsakt erlassen hat. Die Frist wird auch
durch Einlegung bei der Kirchenbehotrde, die den Widerspruchsbescheid zu er-
lassen hat, gewabhrt.

(3) § 18 gilt entsprechend.

§ 44 Anhorung

Ist die Aufhebung oder Anderung eines Verwaltungsakts im Widerspruchsverfah-
ren erstmalig mit einer Beschwer verbunden, soll der oder die Betroffene vor Erlass
des Abhilfebescheids oder des Widerspruchsbescheids gehort werden.

§ 45 Abhilfeentscheidung

Halt die Kirchenbehorde den Widerspruch fur begriindet, so hilft sie ihm ab und
entscheidet Uber die Kosten.

§ 46 Widerspruchsbescheid

(1) Hilft die Kirchenbehérde dem Widerspruch nicht ab, so ergeht ein
Widerspruchsbescheid. Diesen erlasst die nachsthohere Kirchenbehorde,
soweit nicht durch Kirchengesetz eine andere Kirchenbehérde bestimmt ist.

(2) Der Widerspruchsbescheid ist zu begrinden, mit einer Rechtsmittelbelehrung
entsprechend 8 30 zu versehen und zuzustellen. Der Widerspruchsbescheid
bestimmt auch, wer die Kosten tragt.

8§ 47 Erstattung von Kosten im Vorverfahren

(1) Soweit der Widerspruch erfolgreich ist, hat die Kirchenbehtérde demjenigen o-
der derjenigen, der oder die Widerspruch erhoben hat, die zur zweckmafiigen
Rechtsverfolgung oder Rechtsverteidigung notwendigen Aufwendungen zu er-
statten.

(2) Soweit der Widerspruch erfolglos geblieben ist, hat derjenige oder diejenige,
der oder die den Widerspruch eingelegt hat, die zur zweckentsprechenden
Rechtsverfolgung oder Rechtsverteidigung notwendigen Aufwendungen der
Kirchenbehdrde zu erstatten.

(3) Wenn ein Beteiligter oder eine Beteiligte teils obsiegt, teils unterliegt, so sind
die Kosten verhaltnismaRig zu verteilen.
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(4) Die Gebuhren und Auslagen eines Rechtsanwalts oder einer Rechtsanwaltin im
Vorverfahren sind erstattungsfahig, wenn die Zuziehung notwendig war.

Teil IV Offentlich-rechtlicher Vertrag

§ 48 Zulassigkeit

Ein Rechtsverhaltnis auf dem Gebiet des 6ffentlichen Rechts kann durch Vertrag
begrindet, gedndert oder aufgehoben werden (6ffentlich-rechtlicher Vertrag), so-
weit Rechtsvorschriften nicht entgegenstehen. Insbesondere kann die Kirchenbe-
horde, anstatt einen Verwaltungsakt zu erlassen, einen offentlich-rechtlichen Ver-
trag mit demjenigen oder derjenigen schliel3en, an den sie sonst den Verwaltungs-
akt richten wirde.

§ 49 Vergleichsvertrag

Ein offentlich-rechtlicher Vertrag im Sinne des 8§ 48, durch den eine bei verstandi-
ger Wurdigung des Sachverhalts oder der Rechtslage bestehende Ungewissheit
durch gegenseitiges Nachgeben beseitigt wird (Vergleich), kann geschlossen wer-
den, wenn die Kirchenbehdrde den Abschluss des Vergleichs zur Beseitigung der
Ungewissheit nach pflichtgemalRem Ermessen fir zweckmaRig halt.

§ 50 Austauschvertrag

(1) Ein offentlich-rechtlicher Vertrag im Sinne des 8§ 48 Satz 2, in dem sich der Ver-
tragspartner oder die Vertragspartnerin der Kirchenbehoérde zu einer Gegenleis-
tung verpflichtet, kann geschlossen werden, wenn die Gegenleistung fiir einen
bestimmten Zweck im Vertrag vereinbart wird und der Kirchenbehorde zur
Erflllung ihrer kirchlichen Aufgaben dient. Die Gegenleistung muss den
gesamten Umstanden nach angemessen sein und im sachlichen
Zusammenhang mit der vertraglichen Leistung der Kirchenbehdrde stehen.

(2) Besteht auf die Leistung der Kirchenbehdrde ein Anspruch, so kann nur eine
solche Gegenleistung vereinbart werden, die bei Erlass eines Verwaltungsaktes
Inhalt einer Nebenbestimmung nach § 23 sein kdnnte.

§ 51 Schriftform

Ein offentlich-rechtlicher Vertrag ist schriftich zu schlieen, soweit nicht durch
Rechtsvorschrift eine andere Form vorgeschrieben ist.
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§ 52 Zustimmung von Dritten und Behdrden

(1) Ein offentlich-rechtlicher Vertrag, der in Rechte eines Dritten oder einer Dritten
eingreift, wird erst wirksam, wenn der oder die Dritte schriftlich zustimmt.

(2) Wird anstatt eines Verwaltungsaktes, bei dessen Erlass nach einer Rechtsvor-
schrift die Genehmigung, die Zustimmung oder das Einvernehmen einer ande-
ren kirchlichen, staatlichen oder kommunalen Behdrde erforderlich ist, ein Ver-
trag geschlossen, so wird dieser erst wirksam, nachdem die andere Behérde in
der vorgeschriebenen Form mitgewirkt hat.

§ 53 Nichtigkeit

(1) Ein offentlich-rechtlicher Vertrag ist nichtig, wenn sich die Nichtigkeit aus der
entsprechenden Anwendung von Vorschriften des Birgerlichen Gesetzbuchs
ergibt.

(2) Ein offentlich-rechtlicher Vertrag im Sinne des § 48 Satz 2 ist ferner nichtig,
wenn

1. ein Verwaltungsakt mit entsprechendem Inhalt nichtig ware,

2. ein Verwaltungsakt mit entsprechendem Inhalt nicht nur wegen eines Ver-
fahrens- oder Formfehlers im Sinne des 8§ 34 rechtswidrig wéare und dies
den VertragschlieBenden bekannt war,

3. die Voraussetzungen zum Abschluss eines Vergleichsvertrags nicht vorla-
gen und ein Verwaltungsakt mit entsprechendem Inhalt nicht nur wegen ei-
nes Verfahrens- oder Formfehlers im Sinne des 8§ 34 rechtswidrig ware,

4. sich die Kirchenbehorde eine nach 8§ 50 unzuldssige Gegenleistung ver-
sprechen lasst.

(3) Betrifft die Nichtigkeit nur einen Teil des Vertrags, so ist er im Ganzen nichtig,
wenn nicht anzunehmen ist, dass er auch ohne den nichtigen Teil geschlossen
worden ware.

8 54 Anpassung und Kindigung in besonderen Féllen,
erganzende Anwendung von Vorschriften

(1) Haben die Verhdltnisse, die fur die Festsetzung des Vertragsinhalts
malRgebend gewesen sind, sich seit Abschluss des Vertrags so wesentlich
geandert, dass einer Vertragspartei das Festhalten an der urspringlichen
vertraglichen Regelung nicht zuzumuten ist, so kann diese Vertragspartei eine
Anpassung des Vertragsinhalts an die geanderten Verhaltnisse verlangen oder,
sofern eine Anpassung nicht méglich oder einer Vertragspartei nicht zuzumuten
ist, den Vertrag kindigen. Die Kirchenbehtérde kann den Vertrag auch
kindigen, um schwere Nachteile fur das kirchliche Interesse zu verhiten oder
zu beseitigen.
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(2) Die Kundigung bedarf der Schriftform, soweit nicht durch kirchliche Rechtsvor-
schrift eine andere Form vorgeschrieben ist. Die Kiindigung soll begriindet wer-
den.

(3) Soweit sich aus den 88 48 bis 54 Absatz 1 und 2 nichts Abweichendes ergibt,
gelten die Ubrigen Vorschriften dieses Kirchengesetzes. Erganzend gelten die
Vorschriften des Burgerlichen Gesetzbuchs entsprechend.

Teil V Verwaltungszustellung

§ 55 Zustellung

(1) Die Zustellung von Schriftstiicken in Verwaltungsangelegenheiten von Kirchen-
behdrden, die nach kirchlichen Rechtsvorschriften oder kirchenbehérdlicher
Anordnung zuzustellen sind, geschieht
1. bei der Zustellung durch die Post durch Einschreiben oder durch Postzustel-

lung mit Zustellungsurkunde,

2. bei der Zustellung durch die Kirchenbehérde durch Ubergabe an den Emp-
fanger oder die Empfangerin; wird die Annahme des Schriftstiickes oder die
Unterschrift unter das Empfangsbekenntnis verweigert, so gilt das Schrift-
stick im Zeitpunkt der Weigerung als zugestellt, wenn eine Niederschrift
Uber den Vorgang zu den Akten gebracht ist,

3. durch o6ffentliche Zustellung.

(2) Ein elektronisches Dokument kann elektronisch zugestellt werden, soweit der
Empfanger oder die Empfangerin hierfir einen Zugang eréffnet hat. Das Doku-
ment ist mit einer qualifizierten elektronischen Signatur nach dem Signaturge-
setz zu versehen. Zum Nachweis der Zustellung genigt das mit Datum und Un-
terschrift versehene Empfangsbekenntnis, das an die Kirchenbehérde zurick-
zusenden ist.

(3) Die Kirchenbehotrde hat die Wahl zwischen den Zustellungsarten nach Absatz 1
Ziffern 1 und 2.

§ 56 Zustellung an gesetzliche Vertreter oder Vertreterinnen

(1) Bei Geschéftsunfahigen oder beschrankt Geschéftsfahigen ist an ihre gesetzli-
chen Vertreter oder Vertreterinnen zuzustellen. Gleiches gilt bei Personen, fur
die ein Betreuer oder eine Betreuerin bestellt ist, soweit der Aufgabenkreis des
Betreuers oder der Betreuerin reicht.

(2) Bei kirchlichen, staatlichen oder kommunalen Behérden wird an den Leiter oder
die Leiterin der Behérde, bei juristischen Personen, nicht rechtsfahigen Perso-
nenvereinigungen und Zweckvermoégen an ihre gesetzlichen Vertreter oder
Vertreterinnen zugestellt.
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(3) Bei mehreren gesetzlichen Vertretern oder Vertreterinnen oder Leitern oder Lei-
terinnen der Kirchenbehodrde geniigt die Zustellung an einen oder eine von ih-
nen.

(4) Der oder die zustellende Bedienstete braucht nicht zu prufen, ob die Anschrift
den Vorschriften der Absatze 1 bis 3 entspricht.

§ 57 Zustellung an Bevollmachtigte

(1) Zustellungen kénnen an die allgemein oder fur bestimmte Angelegenheiten be-
stellten Bevollmachtigten gerichtet werden. Sie sind an diese zu richten, wenn
er oder sie eine schriftliche Vollmacht vorgelegt hat. Ist ein Bevollmachtigter
oder eine Bevollmachtigte fur mehrere Beteiligte bestellt, so genlgt die Zustel-
lung eines Dokuments an ihn oder sie fur alle Beteiligten.

(2) Einem oder einer Zustellungsbevollmachtigten mehrerer Beteiligter sind so viele
Ausfertigungen oder Abschriften zuzustellen, als Beteiligte vorhanden sind.

(3) Das zuzustellende Schriftstiick an kirchliche, staatliche oder kommunale Be-
horden, Korperschaften, Anstalten und Stiftungen des offentlichen Rechts,
Rechtsanwélte oder Rechtsanwaltinnen, Patentanwdlte oder Patentanwaltin-
nen, Notare oder Notarinnen, Steuerberater oder Steuerberaterinnen, Steuer-
bevollméachtigte, Wirtschaftsprifer oder Wirtschaftspriferinnen, vereidigte
Buchprifer oder Buchpruferinnen, Steuerberatungsgesellschaften, Wirtschafts-
prufungsgesellschaften und Buchprifungsgesellschaften kann auch auf andere
Weise, auch elektronisch, gegen Empfangsbekenntnis zugestellt werden. Zum
Nachweis der Zustellung gentigt das mit Datum und Unterschrift versehene
Empfangsbekenntnis, das an die Kirchenbehorde zuriickzusenden ist.

8 58 Heilung von Zustellungsmangeln

Lasst sich die formgerechte Zustellung eines Dokuments nicht nachweisen oder ist
es unter Verletzung zwingender Zustellungsvorschriften zugegangen, gilt es als in
dem Zeitpunkt zugestellt, in dem es dem oder der Empfangsberechtigten tatsach-
lich zugegangen ist, im Fall des 8§ 57 Absatz 3 in dem Zeitpunkt, in dem der Emp-
fanger oder die Empfangerin das Empfangsbekenntnis zuriickgesendet hat.

§ 59 Zustellung im Ausland
(1) Halt sich der Empfanger oder die Empfangerin im Ausland auf und hat er oder

sie keinen bekannten Aufenthaltsort im Inland oder keinen Empfangsbevoll-
machtigten oder keine Empfangsbevollméchtigte nach § 8 ist das zuzustellende

-37 -



-37-

Schriftstiick im Ausland zuzustellen, sofern eine Anschrift bekannt ist, an die
zugestellt werden kann.

(2) Eine Zustellung im Ausland erfolgt
1. durch Einschreiben mit Rickschein, soweit die Zustellung von Dokumenten
unmittelbar durch die Post oder
2. durch Ubermittlung elektronischer Dokumente nach § 4, soweit dies volker-
rechtlich zulassig ist.

(3) Zum Nachweis der Zustellung genugt der Rickschein oder das Empfangsbe-
kenntnis nach § 57 Absatz 3 Satz 2.

(4) Die Kirchenbehorde kann bei der Zustellung nach Absatz 2 anordnen, dass die
Person, an die zugestellt werden soll, innerhalb einer angemessenen Frist ei-
nen Zustellungsbevolliméachtigten oder eine Zustellungsbevollmachtigte be-
nennt, der oder die im Inland wohnt oder dort einen Geschaftsraum hat. Wird
kein Zustellungsbevollméchtigter oder keine Zustellungsbevoliméachtigte be-
nannt, kbnnen spatere Zustellungen bis zur nachtraglichen Benennung dadurch
bewirkt werden, dass das Dokument unter der Anschrift der Person, an die zu-
gestellt werden soll, zur Post aufgegeben wird. Das Dokument gilt am siebten
Tag nach Aufgabe zur Post als zugestellt, wenn nicht feststeht, dass es den
Empfanger oder die Empfangerin nicht oder zu einem spateren Zeitpunkt er-
reicht hat. Die Kirchenbehorde kann eine langere Frist bestimmen. In der An-
ordnung nach Satz 1 ist auf diese Rechtsfolge hinzuweisen. Zum Nachweis der
Zustellung ist in den Akten zu vermerken, zu welcher Zeit und unter welcher
Anschrift das Dokument zur Post gegeben wurde.

§ 60 Offentliche Zustellung

(1) Die Zustellung kann durch 6ffentliche Bekanntmachung erfolgen, wenn

1. der Aufenthaltsort des Empféangers oder der Empfangerin unbekannt ist und
eine Zustellung an einen Vertreter oder eine Vertreterin oder einen Zustel-
lungsbevolliméchtigten oder eine Zustellungsbevollmachtigte nicht moglich
ist oder

2. sie im Falle des 8§ 59 nicht mdglich ist oder keinen Erfolg verspricht.

Die Anordnung Uber die 6ffentliche Zustellung trifft die Kirchenbehérde, die das

Verwaltungsverfahren betreibt.

(2) Die offentliche Zustellung erfolgt durch Bekanntmachung einer Benachrichti-
gung an der Stelle, die von der obersten Kirchenbehdrde hierfur allgemein be-
stimmt ist. Die Benachrichtigung muss
1. die Kirchenbehorde, fur die zugestellt wird,

2. den Namen und die letzte bekannte Anschrift des Zustellungsadressaten
oder der Zustellungsadressatin,
3. das Datum und das Aktenzeichen des Dokuments sowie
4. die Stelle, wo das Dokument eingesehen werden kann
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erkennen lassen. Die Benachrichtigung muss den Hinweis enthalten, dass das
Dokument offentlich zugestellt wird und Fristen in Gang gesetzt werden kon-
nen, nach deren Ablauf Rechtsverluste drohen kénnen. Bei der Zustellung einer
Ladung muss die Benachrichtigung den Hinweis enthalten, dass das Dokument
eine Ladung zu einem Termin enthalt, dessen Versdumung Rechtsnachteile zur
Folge haben kann. In den Akten ist zu vermerken, wann und wie die Benach-
richtigung bekannt gemacht wurde. Das Dokument gilt als zugestellt, wenn seit
dem Tag der Bekanntmachung der Benachrichtigung zwei Wochen vergangen
sind.

Teil VI Schlussvorschriften

§ 61 Uberleitung von Verfahren

Bereits begonnene Verfahren sind nach den Vorschriften dieses Kirchengesetzes
zu Ende zu fuhren.

8§ 62 In-Kraft-Treten

(1) Dieses Kirchengesetz tritt mit Wirkung fur die Evangelische Kirche in Deutsch-
land am 1. Januar 2010 in Kraft.

(2) Dieses Kirchengesetz tritt mit Wirkung fur die jeweilige Gliedkirche oder den je-
weiligen gliedkirchlichen Zusammenschluss in Kraft, nachdem diese oder die-
ser die Zustimmung erklart hat. Den Zeitpunkt, zu dem dieses Kirchengesetz in
Kraft tritt, bestimmt der Rat der Evangelischen Kirche in Deutschland durch
Verordnung.

§ 63 AuRer-Kraft-Treten
Die Gliedkirchen und gliedkirchlichen Zusammenschlisse kénnen dieses Kirchen-
gesetz jederzeit je fur ihren Bereich aul3er Kraft setzen. Der Rat der Evangelischen

Kirche in Deutschland stellt durch Verordnung fest, dass und zu welchem Zeitpunkt
das Kirchengesetz jeweils aulRer Kraft getreten ist.
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Begrindung

A. Allgemeines

Auf zahlreichen Gebieten erlassen die EKD, die gliedkirchlichen Zusammenschlis-
se und die Gliedkirchen sowie die ihrer Aufsicht unterstehenden Koérperschaften,
Anstalten und Stiftungen Verwaltungsakte und schliel3en 6ffentlich-rechtliche Ver-
trdge (Zum Ganzen Mainusch, Rechtsprobleme des kirchlichen Verwaltungsverfah-
rens, ZevkR 50 (2005), 18 ff.). So trifft die EKD Verwaltungsentscheidungen in Be-
zug auf die o6ffentlich-rechtlichen Dienstverhaltnisse ihrer Kirchenbeamten und Kir-
chenbeamtinnen (Einstellung, Befdorderung, Entlassung, Besoldung, Versorgung,
Disziplinarmal3Bnahmen Beihilfeentscheidungen u.a.m.). Ferner werden Verwal-
tungsakte nach der Entsendungsbeihilfeverordnung (ABl. EKD 1999, Seite 449)
insbesondere fur die ins Ausland entsandten Pfarrer und Pfarrerinnen getroffen.
Die Zuwendungsempfanger erhalten die Finanzmittel auf der Grundlage von Zu-
wendungsbescheiden. In den Gliedkirchen treten Verwaltungsaufgaben im Pfar-
rerdienst- , im Kirchenmitgliedschafts-, im Kindergarten- wie im Friedhofsrecht hin-
zu. Auch im Rechtsverkehr zwischen den Gliedkirchen und den kirchlichen Kdrper-
schaften werden Verwaltungsakte erlassen: So werden in der Stellenplanung O-
bergrenzen festgesetzt, zur Verteilung der Kirchensteuermittel ergehen Zuwei-
sungsbescheide, die Kirchenkreise oder die Gliedkirchen bewilligen Mittel zur
Durchfiihrung kirchlicher Baumafl3nahmen. Im Rahmen der landeskirchlichen Auf-
sicht werden Genehmigungen erteilt, Beschlisse beanstandet oder gegebenenfalls
Ersatzvornahmen angedroht. Rechtliche Regelungen des kirchlichen Verwaltungs-
verfahrens finden sich nur verstreut in Spezialgesetzen flr einzelne Sachgebiete.
Eine Systematik besteht nicht. Daher sind Redundanzen von gleichartigen Rege-
lungen gegeben (im einzelnen Mainusch, ZevKR 50, 18f.). Im Streitfall sind die Kir-
chengerichte dazu Gbergegangen, die Bestimmungen der staatlichen Verwaltungs-
verfahrensgesetze analog heranzuziehen (naher hierzu Mainusch, ZevKR 50, 18,
19 ff.). Eine unmittelbare Geltung des Verwaltungsverfahrengesetzes des Bundes
(VWVIG) — entsprechendes gilt fur die Landerverwaltungsverfahrensgesetze - ist
fur die kirchliche Verwaltung nach 8§ 2 VwV{G ausdricklich ausgeschlossen (dazu
Kopp/Ramsauer, VWVI{G, 8. Aufl. 2003, § 2 Rdnr. 8 ff.; P. Stelkens/Schmitz in Stel-
kens/Bonk/Sachs, VwVIG, 6. Aufl. 2001, § 2 Rdnr. 28 ff.; Obermayer, Die Religi-
ons- und Weltanschauungsgemeinschaften und die Verwaltungsverfahrensgeset-
ze, DVBI 1977, 437 ff.). Diese Regelungsliicke soll durch das VVZG-EKD ge-
schlossen werden. Soweit die Kirchen offentlich-rechtliche Verwaltungstatigkeit
ausuben, kénnen sie nach Artikel 140 GG in Verbindung mit Artikel 137 Absatz 5
WRV das Verwaltungsverfahren kirchengesetzlich regeln (Korioth in
Maunz/Durig/Herzog, GG, Liefg. 42, Februar 2003, Art. 140 GG, Art. 137 WRV,
Rdnr. 25). Durch das VVZG-EKD wird sich keine grundlegende Anderung im Ver-
waltungsvollzug und in der kirchengerichtlichen Uberpriifung einstellen. Entschei-
dend fur den Erlass sind zwei Gesichtspunkte:

- Zum einen erleichtert eine Verfahrensregelung durch Kirchengesetz die Aus- und
Fortbildung der Bediensteten sowie die praktische Rechtsanwendung. Anders als
in den staatlichen Behérden werden in der kirchlichen Verwaltung neben
ehrenamtlich Tatigen vielfach auch Krafte eingesetzt, die keine umfassende
Verwaltungsausbildung besitzen. Es ist daher ein Gebot der Fursorge, auf
geschriebenes und nicht auf ungeschriebenes Recht zu verweisen.
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- Zum anderen fuhrt das Kirchengesetz nach auf3en zu einem Gewinn an Transpa-
renz, die der Akzeptanz kirchlichen Verwaltungshandelns zu Gute kommit.

Fur das Verwaltungshandeln des Staates haben sich das VwV{G und die Verwal-
tungsverfahrensgesetze der Lander, die das VwVfG entweder wortgleich Uber-
nehmen oder mit geringfigigen Modifizierungen fir entsprechend anwendbar er-
klaren (vgl. im Einzelnen die Nachweise bei Kopp/Ramsauer, VWVIG, Einf. Rdnr. 6
ff.) bewahrt. Eine umfangreiche Literatur und Rechtsprechung leistet einen ent-
scheidenden Beitrag zur Rechtsklarheit und fuhrt zu einer einheitliche Handlungs-
weise der Behdrden. Die Verwaltung wird damit berechenbar und die Erfolgsaus-
sichten von Antragen und Rechtsmitteln kbnnen fur Betroffene und fur die Bera-
tungspraxis realistischer eingeschatzt werden. Diesen Vorteil greift das VVZG-EKD
bewusst auf, indem die Regelungsinhalte des VwVf{G, die flr die kirchliche Verwal-
tungspraxis von wesentlicher Bedeutung sind, inhaltlich aufgenommen werden.
Nicht tbernommen werden einige Vorschriften, die im kirchlichen Bereich aus fak-
tischen oder rechtlichen Grinden keine Anwendung finden kénnen oder sollen. Es
sind dies:

e 8§ 3 VwWVIG (Ortliche Zustandigkeit). Anders als im staatlichen Bereich,
wo die Lander und Kommunen neben eigenen Aufgaben auch solche
der Bundsverwaltung und die Kommunen dartber hinaus auch der Lan-
desverwaltung ausfiihren, ergibt sich aus den kirchlichen Rechtsvor-
schriften die drtlichen Zustandigkeit jeweils eindeutig oder kann von der
obersten Kirchenbehdrde bestimmt werden.

e 884 -8 VwVIG (Amtshilfe). Hierflr besteht kein Bedurfnis.

e 8817 bis 19 VwWVIG (Massenverfahren). Hierfur besteht kein Bedurfnis.

e 820 Abs 2 VWVI{G, (Ausgeschlossene Personen bei Wahlen). Es besteht
kein Bedurfnis, da Wahlen nach 8 1 Abs. 3 Nummer 3 VVZG-EKD ohne-
hin von der Geltung des Kirchengesetzes ausgenommen sind.

e 8§ 27 VWVIG (eidesstattliche Versicherung). Hierfir besteht kein Bedurf-
nis, da die Abnahme eidesstattlicher Versicherungen durch kirchliche
Verwaltungsbehérden dem Staat gegentber bedeutungslos waren und
insbesondere keine strafrechtlichen Sanktion nach 8 156 StGB nach sich
z6ge (vgl. dazu Maurer, Die Verwaltungsgerichtsbarkeit der evangeli-
schen Kirchen, 1958, S. 93 f., zu den Besonderheiten der staatlichen
Anerkennung der Eidesabnahme in Disziplinarverfahren vor den Kir-
chengerichten durch Regelungen in Staatskirchenvertragen vgl. Maurer,
a.a.0., S. 94; v. Campenhausen in v. Mangoldt / Klein / Starck, GG, 5.
Aufl., 2005, Art. 140 GG, Art. 137 WRYV, Rdnr. 86, Germann, RGG, 4.
Aufl. 1999, Spalte 1128, Stichwort ,Eid").

e 8§ 61 VWVIG (Unterwerfung unter die sofortige Zwangsvollstreckung).
Kirchliche Verwaltungsbehorden konnen keine Zwangsvollstreckung
durchfuhren (vgl. dazu naher Ehlers, Rechtsfragen der Vollstreckung
kirchlicher Gerichtsentscheidungen, ZevkKR 49 (2004), 496; Guntau, Die
Neuordnung der Rechtspflege in der Ev. Kirche in Deutschland, ZevkKR
51 (2006), 327, 342 f.; OVG Nordrhein-Westfalen ZevKR 48 (2003), 342
mit abl. Anm. Thiele S. 344).

e 88 63 bis 78 VwWVIG (formliche Verfahren). Hierfur besteht kein Bedurf-
nis.
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e 88 81 bis 93 VWVG (Regelungen zur ehrenamtlichen Tatigkeit und von
Ausschissen). Ein Regelungsbedurfnis durch ein Kirchengesetz der
EKD ist im Hinblick auf die bestehenden gliedkirchlichen Regelungen
nicht zu erkennen (einschrankend Mainusch, ZevKR 50, 18, S. 42, der
die Moglichkeit sieht, ,neue Perspektiven fir die Behandlung der Rechts-
fragen im Zusammenhang mit kirchlichen Ehrenamtern zu eréffnen”, zum
Ehrenamt in der Kirche vgl. Schilberg, das Ehrenamt in der evangeli-
schen Kirche - Rahmenbedingungen und rechtliche Aspekte, KuR 375, 1
ff.).
e 88 94, 95, 100 und 101 VwVfG (Schlussvorschriften). Sie sind auf die
Kirche nicht Gbertragbar.
Durch die Anlehnung an das VwWVfG kann auf die Beitrage der Rechtswissenschaft
und die Judikatur hierzu in weitem Mal3e zurtick gegriffen werden (vgl. Mainusch,
ZevKR 50, 18, S. 40). Dies entlastet die Rechtsanwendung in den Kirchenbehdr-
den ebenso wie die Rechtsprechung der Kirchengerichte. Durch das VVZG-EKD
soll ein Beitrag zur Starkung der Rechtssicherheit in der evangelischen Kirche ge-
leistet werden. Es wird damit zugleich unterstrichen, dass die kirchliche Verwaltung
in ihrem Handeln an klar bestimmte Regeln gebunden ist.

Aus diesen Grunden hatte die Evangelische Landeskirche in Wirttemberg einen
Gesetzentwurf in die synodale Beratung eingebracht. In ihrer Herbstsitzung 2004
hatten die Leitenden Juristen und Juristinnen angeregt, einen gesamtkirchlichen
Gesetzentwurf flr ein Verwaltungsverfahrensgesetz nach Art. 10 a Abs. 2 GO.EKD
zu erarbeiten. Dem hat die Landeskirche zugestimmt und ihre Beratung im Hinblick
auf einen Entwurf der EKD zuriickgestellt. Auf der Frihjahrssitzung 2005 sprachen
sich die Leitenden Juristen und Juristinnen dafir aus, kein vollstandiges eigenes
Gesetz zu erarbeiten, sondern eine dynamische Verweisung auf das staatliche
Verwaltungsverfahrensgesetz vorzusehen. Von einer Arbeitsgruppe, die aus Refe-
renten und Dezernenten aus verschiedenen Fachbereichen der Landeskirchenam-
ter und dem Vorsitzenden eines kirchlichen Verwaltungsgerichts bestand, wurde
ein Entwurf ausgearbeitet. Dieser nahm die fur das kirchliche Verwaltungshandeln
notwenigen Regelungen des VwV{G auf und flgt weitere Bestimmungen aus der
Verwaltungsgerichtsordnung (VWGO) sowie des Verwaltungsvollstreckungsgeset-
zes (VWZG) hinzu, die ebenfalls fur die Verwaltungspraxis der Kirchenbehérden
von Belang sind. Der erste Entwurf lag im ersten Halbjahr 2006 den Gliedkirchen
zur Stellungnahme vor. Im Hinblick auf eine vereinfachte Handhabbarkeit des Kir-
chengesetzes in der Verwaltungspraxis vor allem auch in den Kirchengemeinden
und Kirchenkreise wurde der nachdrickliche Wunsch gedulRRert, anstelle eines
Verweisgesetzes ein Vollgesetz zu erlassen, um die Rechtsanwendung in der Pra-
xis zu erleichtern. Im vorliegenden Entwurf wurde der Text derjenigen Vorschriften
aufgenommen, die in dem urspriinglichen Arbeitsgruppenentwurf enthalten waren.
Der vorliegende Entwurf beriicksichtigt Anderungsvorschlage aus den Stellung-
nahmen der Gliedkirchen zum ersten Entwurf des Kirchengesetzes.

Durch das VVZG-EKD wird noch keine Rechtsbereinigung der Verwaltungsvor-
schriften der EKD vorgenommen, so z.B. in Bezug auf § 89 KiBG.EKD. Dies soll im
Zusammenhang mit einer Novellierung des KiBG.EKD oder im Zusammenhang mit
einer Reform des Pfarrerdienstrechts vorgenommen werden. Ahnliches gilt fir das
Disziplinarrecht, dessen Reform vorbreitet wird.
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B. Zu den Vorschriften im Einzelnen

1. Zu 8 1: § 1 nimmt die Regelung in 8 1 VWVfG auf und passt sie den kirchli-
chen Gegebenheiten an.

1.1 Zu Absatz 1:
1.1.1 Das VVZG-EKD qilt fur die EKD und die ihrer Aufsicht unterstehenden
Kdrperschaften, Anstalten und Stiftungen. Die Gliedkirchen und gliedkirchlichen
Zusammenschlisse unterfallen nur dann und insoweit dem Kirchengesetz als
sie ihm nach Art. 10 a Abs. 2 Buchstabe b) zustimmen. Dies stellt § 62 VVZG-
EKD klar. Nach Art. 10 a Abs. 3 in Verbindung mit 8§ 62 VVZG-EKD konnen die
Gliedkirchen dieses Kirchengesetz jederzeit je fur ihren Bereich aul3er Kraft
setzen.
1.1.2 8 1 Abs. 1 Satz 1 verdeutlicht, dass das VVZG-EKD nur dann zur Anwen-
dung kommt, soweit die Kirchenbehorden nicht staatliche Aufgaben
(mit)erfullen, ihnen also Verwaltungsaufgaben ,durch kirchliche Rechtsvor-
schriften tbertragen” worden sind (Mainusch, ZevKR 50, 18, 31). Nach § 2 Abs.
1 VwVIG gilt das staatliche Verwaltungsverfahrensgesetz nur grundséatzlich
nicht fir die Verwaltungstatigkeit der Kirchen (vgl. dazu Kopp/Ramsauer,
VwWVIG, 8§ 2 Rdnr. 8 m.w.N.). Soweit fir Verwaltungshandeln der Kirchen der
Verwaltungsrechtsweg nach 8 40 VwGO zu den staatlichen Verwaltungsgerich-
ten gegeben ist (vgl. dazu BGH NJW 2000, 1555, v.Campenhausen in Man-
goldt/Klein/v.Campenhausen, GG, Art. 140 GG, Art. 137 Abs. 3 WRYV, Rdnr.
153; Jarass in Jarass/Pieroth, GG, 9.Aufl. 2007, Art. 19 Rdnr. 32), unterliegt es
den Regelungen des VwWVIG (Kopp/Ramsauer, VWVfG, § 2 Rdnr. 10; Ober-
meyer, Die Religions- und Weltanschauungsgemeinschaften und die Verwal-
tungsverfahrensgesetze, DVBI 1977, 437, 439; Stelkens/Bonk/Sachs, VwWVI{G,
6. Aufl. 2001, 8§ 2 Rdnr. 32; a.A. Ule/Laubinger, Verwaltungsverfahrensrecht, 4.
Aufl. 1995, 8§ 8 Rdnr. 6 und 20; Meyer, Das neue 6ffentliche Vertragsrecht und
die Leistungsstérungen, NJW 1977, 1705). Dies gilt damit zum einen, soweit
die Kirchenbehdrden als Beliehene Unternehmer (vgl. dazu Weber, LKStKR |,
2000, ,Beleihung®, S. 234 f., Wolff/Bachof/Stober, Verwaltungsrecht IlI, 5.Aufl.
2004, 8 90 Il 2, Rdnr. 15) handeln, so bei den Ersatzschulen nach Art. 7 Abs. 4
GG (dazu naher Loschelder, Kirchen als Schultrager, HdbStKR, Bd. Il, 2. Aufl.
1995, 511 [531 ff.]; Mainusch, ZevKR 50, 18, 36 f.), zum anderen in Kirchen-
steuersachen, ferner hinsichtlich der Errichtung und Nutzung kirchlicher Fried-
hofe, soweit es nicht um geistliche Handlungen anlasslich der Beisetzung geht
(BVerwGE 25, 364 f.; BVerwG NJW 1990, 2079; Obermeyer, DVBI 1977, 437,
445; Rufner, Zustandigkeit staatlicher Gerichte in kirchlichen Angelegenheiten,
HdbStKR II, S. 1081, 1095) oder in Bezug auf eine Auskunft aus Kirchenb-
chern (OLG Munchen BayVBI. 1968, 231) u.a.m. Mainusch (ZevKR 50, 18 30
ff.) ist in abweichender Meinung der Auffassung, dass in Kirchensteuerangele-
genheiten und beim Recht der Errichtung und Nutzung kirchlicher Friedhofe das
staatliche VwVIG keine Anwendung finden durfte.
1.1.3 8 1 Abs. 1 Satz 3 entspricht 8 1 Abs. 4 VwV{G. Die Vorschrift erfasst die
Kirchenbehorden aller Handlungsebenen, die 6ffentlich-rechtliche kirchliche
Verwaltungstatigkeit austiben. Hierzu gehéren alle kirchlichen Einrichtungen,
deren Rechtstrager Korperschaften, Anstalten oder Stiftungen des offentlichen
Rechts sind. Unter kirchlicher Aufsicht stehen die — rechtlich selbststandigen —
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offentlich-rechtlichen juristischen Personen, die der Kirche zuordnet sind (vgl.
etwa fir Stiftungen Achilles, Die Aufsicht Gber die kirchlichen Stiftungen der e-
vangelischen Kirchen in der Bundesrepublik Deutschland, 1986, passim; allge-
mein Blaschke, Art. ,Aufsicht, in: LKStKR I, 2002, S. 179 f.). Das kirchliche
Recht bestimmt, welche Stellen mit hinreichender organisatorischen Selbstan-
digkeit ausgestattet werden, die eigenverantwortlich Verwaltungsaufgaben mit
AulRenwirkung im eigenen Namen wahrnehmen (Zum staatlichen Recht: Kopp /
Ramsauer, a.a.0., 8 1 Rdnr. 51 ff.). Fur die EKD sind dies nach Art. 29 Abs. 1
GO.EKD der Rat der EKD und nach Art. 31 Abs. 1 Satz 2 GO.EKD das Kir-
chenamt. Da hier ausdrtcklich die Verwaltungstétigkeit angesprochen ist, ist es
folgerichtig, den Rat in dieser Aufgabenzuweisung als ,Kirchenbehdrde* zu be-
zeichnen.

1.2 Zu Absatz 2:

Nach Abs. 2 VVZG-EKD ist dieses Kirchengesetz gegenuber inhaltsgleichen
oder entgegenstehenden Rechtsvorschriften der EKD, der Gliedkirchen und
gliedkirchlichen Zusammenschliissen subsidiar. Damit wird die volle Autonomie
der Gliedkirchen und gliedkirchlichen Zusammenschlisse gewahrleistet. Das
Verwaltungsverfahrensgesetz der EKD steht unter dem allgemeinen Vorbehalt
anderweitiger Regelungen. Hierbei ist zu berlcksichtigen, dass einzelne Teile
des Verwaltungsverfahrens schon jetzt in Spezialgesetzen geregelt sind. Diese
Vorschriften verdrangen das VVZG-EKD.

1.3 Zu Absatz 3: Die Vorschrift regelt diejenigen Verfahren, fur die das VVZG-
EKD mit Ausnahme der Vorschriften tUber die Verwaltungszustellung nicht gel-
ten soll. Durch diese Regelung wird deutlich, dass die genannten Verfahren
zwar als ,Verwaltungsverfahren* anzusehen sind, aber einer besonderen Rege-
lung unterworfen werden sollen.

Fur Absatz 3 Ziffern 1 und 2 bestehen mit den Lehrbeanstandungsordnungen
und den Disziplinargesetzen spezielle Verfahrensvorschriften. Das Visitations-
verfahren (Ziffer 3) unterscheidet sich durch seinen geistliche und rechtliche
Aspekte, Prifung und Seelsorge umfassenden Charakter grundlegend von an-
deren kirchlichen Verwaltungsverfahren. Bei den Amtshandlungen (Ziffer 4)
steht der geistliche Charakter so sehr im Vordergrund, dass die Bindung an das
Verwaltungsverfahrensrecht wesensfremd erscheint (vgl. Mainusch, ZevkR 50,
18, 41). Hier gelten die Regelungen der jeweiligen Lebensordnungen.

Nach Absatz 3 Ziffer 5 gelten die Vorschriften des VVZG-EKD nicht fur Verfah-
ren, die Wahlen zu kirchlichen Vertretungsorganen und Gremien betreffen(vgl.
dazu Guntau, LKStKR III, 2004, ,Wahl* S. 853 ff.), da insoweit die besonderen
Regelungen der Kirchenverfassung und der auf ihrer Grundlage ergangenen
Kirchengesetze eine abschlieRende Regelung enthalten. Dies gilt fur die Wah-
len zur Synode, zum Rat der EKD ebenso wie zum Kirchenvorstand und zur
Kirchenleitung. Dies gilt auch fur die geistlichen Amtstrager, soweit sie gewahlt
werden.

Nach Ziffer 6 findet das VVZG-EKD fir das Kirchensteuerwesen keine Anwen-
dung, soweit der Staat mit einbezogen ist (vgl. dazu Marre”, Das kirchliche Be-
steuerungsrecht, HdbStKirchR, 2. Aufl. 1994, § 37 Ill, S. 1109 ff., de Wall /
v.Campenhausen, Staatskirchenrecht, 4. Aufl.,, 2006, § 29 Il, S. 229 ff., zur
Rechtslage vor Inkrafttreten des VwVIG etwa Engelhardt, Zum Vorverfahren in
Kirchensteuersachen, ZevkR 15 [1970] S. 81 ff.; vgl. im Ubrigen s. die Nachw.
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bei Hammer, Rechtsfragen der Kirchensteuer, 2002, S. 502). Die staatliche Ab-
gabenordnung sowie die Landeskirchensteuergesetze mit den darin enthalte-
nen Regelungen zum Verwaltungsverfahren sind sachnaher als eine Anwen-
dung des allgemeinen Verfahrensrechts. Ahnliches gilt fur landeskirchliche Re-
gelungen, die in gebuUhrenrechtlichen Verfahren eine Anwendung der Abga-
benordnung vorsehen.

Wahrend Absatz 2 die Subsidiaritdt mit bereits geltenden Regelungen im Blick
hat, lasst Absatz 3 weitere Ausnahmen von der Anwendung dieses Kirchenge-
setzes zu. Solche missen ,durch Kirchengesetz oder aufgrund eines Kirchen-
gesetzes” geregelt werden. Das heildt, dass auch die oberste kirchliche Verwal-
tungsbehérde solche Ausnahmen regeln kann, wenn sie kirchengesetzlich dazu
ermachtigt worden ist. Eine solche Ausnahme kann das VVZG-EKD vollstandig
von der Anwendung ausschlie3en oder nur einzelne seiner Vorschriften (“ganz
oder teilweise®).

1.4 Zu Absatz 4: Abs. 4 entspricht den gangigen Ausnahmeregelungen der
Landesverwaltungsverfahrensgesetze. Damit soll dem Charakter der genann-
ten Prifungen, insbesondere wegen ihrer hochstpersonlichen Natur, Rechnung
getragen werden (vgl. auch 8 2 Abs. 3 Nr. 2 VwVIG; Kopp/Ramsauer, VWV{G, §
2 Rdnr. 42 m.w.N.). Entsprechendes gilt fir Berufungsverfahren an kirchlichen
Hochschulen.

Soweit Schulen in kirchlicher Tragerschaft Ersatzschulen im Sinne des Art. 7
Abs. 4 GG sind, also nach mit dem nach ihrer Einrichtung verfolgten Gesamt-
zweck als Ersatz fir eine in dem jeweiligen Bundesland vorhandene oder
grundsatzlich vorgesehene Schule (so als Grund-, Realschule oder Gymnasi-
um) dienen sollen, unterfallen sie als sog. Beliehene Unternehmer dem staatli-
chen Landesverwaltungsverfahrensgesetzen (vgl. dazu Wolff/Bachof/Stober,
Verwaltungsrecht 1ll, 8§ 90 Rdnr. 54; Kopp/Ramsauer, VWVfG, § 1 Rdnr. 58;
Oppermann, Schule und berufliche Ausbildung, in HdbStR, Bd. 1V, 2001, § 135
Rdnr. 17 ff.; Schilberg, LKStKR IlI, 2004, Verwaltungsverfahren, S. 827 ff.; Mai-
nusch, ZevKR 50, 18, 36 f.; BVerwGE 17, 41; 45, 117). 8 1 Abs. 4 bezieht sich
daher lediglich auf Erganzungschulen, die Licken des o6ffentlichen Angebots
fullen.

2. Zu 8 2: § 2 entspricht 8 9 VwVIG

3. Zu § 3: § 3 entspricht § 10 VWVIG und nimmt § 23 Abs. 1 VwWV{G auf.

4. Zu 8 4: 8§ 4 entspricht § 3a VWVfG.

5. Zu 8§ 5: § 5 entspricht im Wesentlichen 88 11 und 12 VwVf{G. Lediglich die
Vereinigungen mit eigenen Rechten bleiben ausgenommen.

6. Zu 8 6: 8 6 entspricht im Wesentlichen § 13 VwVfG. Lediglich die Vereini-
gungen mit eigenen Rechten bleiben ausgenommen.

7. Zu 8 7: 8 7 entspricht weitgehend 8§ 14 VwV{G. Abs. 5 statuiert — wie auch
die kirchlichen Prozessordnungen — die Kirchenzugehdrigkeit als Vorausset-
zung fur das Tatigwerden als Bevollmachtigter oder Bevollmachtigte oder Bei-
stand. Die Vorschrift des Absatzes 5 nimmt § 21 des Kirchengerichtsgesetzes
der EKD v. 6.11.2003, ABI. EKD S. 409 und damit die sog. ,ACK“-Klausel* auf
(zur verfassungsrechtlichen Zulassigkeit vgl. Schrandt, Anwaltlicher Beistand in
religiosen Angelegenheiten nach kirchlichem und staatlichen Recht, Diss. 1996;
Guntau, Die Neuordnung der Rechtspflege in der Ev. Kirche, ZevkKR 51 (2006),
343 ff. m.w.N.). In Satz 2 ist eine Ausnahmemaoglichkeit im Einzelfall vorgese-
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hen. Die Formulierung soll sicherstellen, dass nicht jedem Begehren nach einer
Ausnahmeregelung nachgegeben werden muss. Die Betroffenen mussen
grundsatzlich Mitglieder einer ACK-Kirche als Bevollmachtigte oder Beistéande
bestellen. Nur wenn durch diese Anforderung die Geltendmachung von Rech-
ten unmoglich gemacht oder unzumutbar erschwert wirde, kommt eine Aus-
nahme in Betracht. Die Beweislast fiir das Vorliegen dieser Voraussetzungen
tragt der Betroffene. Die zustandige Kirchenbehérde entscheidet Uber einen
Ausnahmeantrag nach pflichtgemal3em Ermessen.

8. Zu 8§ 8: § 8 entspricht § 15 VwWVIG.

9. Zu 8§ 9: 8§ 9 entspricht weitgehend § 20 VwVfG.

8 9 Abs. 1 Nr. 5 Ubernimmt den Grundsatz, dass im Verwaltungsverfahren fur
eine Kirchenbehorde nicht tatig werden darf, wer bei einem Beteiligten als Mit-
glied des Vorstands, des Aufsichtsrates oder eines gleichartigen Organs tétig
ist. Die Vorschrift trAgt der Tatsche Rechnung, dass haufig Mandate auf Ver-
langen wahrgenommen werden, in dem z.B. ein Mitglied des Landeskirchenam-
tes im Aufsichtsrat einer GmbH tatig ist, die von kirchlichen Kérperschaften ge-
tragen wird oder dass in der Satzung einer diakonischen Einrichtung die Mit-
gliedschaft eines geistlichen Amtstragers vorgesehen ist, um die Zuordnung der
Einrichtung zur Kirche zu verdeutlichen. Die Regelung schlief3t aus, dass die
Mitgliedschaft als solche bereits unter dem Verdacht einer Interessenkollision
steht.

Absatz 4 nimmt die Regelung des 8 11 des Gesetzes uber die Eingetragene
Lebenspartnerschaft auf, wonach ein Lebenspartner oder eine Lebenspartnerin
als familienangehdrig gilt.

10. Zu § 10: § 10 entspricht 8 21 VwVfG.

11. Zu 8 11: § 11 entspricht § 22 VWVfG.

12. Zu § 12: § 12 entspricht 8§ 24 VwVfG.

13. Zu 8§ 13: § 13 entspricht § 25 VWVTG.

14. Zu § 14: § 14 entspricht weitgehend 8§ 26 VwV{G. Fir das kirchliche Verwal-
tungsverfahren bestehen keine Zwangsmalfinahmen zur Erzwingung von Zeu-
genaussagen. Ebenso wenig sind strafrechtlichen Folgen einer Falschaussage
gegeben (vgl. dazu Schilberg, Rechtsschutz und Arbeitsrecht in der evangeli-
schen Kirche, S. 167). Gleichwohl sind Regelungen zur Aussagepflicht aus dem
staatlichen Recht iGbernommen worden.

Die Entschadigungsregelung nach Abs. 3 verweist auf § 23 KiGG, der auf das
Bundesgesetz Uber die Vergutung von Sachverstandigen, Dolmetscherinnen,
Dolmetschern, Ubersetzerinnen und Ubersetzer sowie ehrenamtlichen Richte-
rinnen, ehrenamtlichen Richtern, Zeuginnen, Zeugen und Dritten (Justizvergu-
tungs- und —entschadigungsgesetz —JVEG) vom 5. Mai 2004 (BGBI. | S. 718;
zuletzt gedndert durch das Zweite Gesetz zur Modernisierung der Justiz vom
22. Dezember 2006 (BGBI. | S. 3416) verweist.

15. Zu 8§ 15: § 15 entspricht § 28 VwWVIG. § 28 VwWVIG verwendet in Absatz 3
den unbestimmten Rechtsbegriff des ,0ffentlichen Interesses” (vgl. allgemein
zur Frage des unbestimmten Rechtsbegriffs Ennecerus / Nipperdey, Allgemei-
ner Teil des Burgerlichen Rechts, Bd. I, 1959, § 50 Il 1, S. 308 f.). Unbestimmte
Rechtsbegriffe zeichnen sich dadurch aus, dass sie nicht durch einen fest um-
rissenen Sachverhalt oder einen im allgemeinen Sprachgebrauch festliegenden
Inhalt ausgefullt werden, sondern dass sie durch Auslegung im Einzelfall oder
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in bestimmten Fallgruppen eine Inhaltsbestimmung erfahren, die die Grundlage
der Rechtsanwendung bildet. Der unbestimmte Rechtsbegriff des ,0ffentlichen
Interesses” ist vielfaltig. Im demokratischen Rechtsstaat, im Sozial- und Um-
weltstaat gehort das Handeln im 6ffentlichen Interesse zu den funktionspragen-
den Merkmalen der Verwaltung. Das offentliche Interesse richtet sich auf den
Bestand einer friedlichen sozialen Ordnung, die Wahrung der Menschenwirde
und Achtung der Grundrechte, die Mdglichkeit und Férderung von Bildung und
Kultur, Wirtschaft und Bewahrung der Umwelt (Wolff/Bachof/Stober, Verwal-
tungsrecht, 8 29 IV 1 b, Rdnr. 7, S. 420). Die Verwaltung ist in ihrem Handeln
nicht frei sondern stets an diesen Zweck ihrer Funktion gebunden und dient
damit dem o6ffentlichen Interesse (Wolff/Bachof/Stober, Verwaltungsrecht, 11.
Aufl. 1999, Band |, § 29 |, S. 416).

An die Stelle dieser fur die kirchliche Verwaltung nicht oder jedenfalls nicht in
erster Linie relevanten Rechtsguter wurde in Anlehnung an das neue Kirchen-
beamtengesetz der EKD (Kirchengesetz tber die Kirchenbeamtinnen und Kir-
chenbeamten in der EKD v. 10.11.2005 [ABI.LEKD S. 551], s. dort 88 24 Abs. 2,
43, 44) der unbestimmte Rechtsbegriff des ,kirchlichen Interesses” gesetzt.
Auch er bedarf bei der Rechtsanwendung auf einen gegebenen Sachverhalt
der inhaltlichen Bestimmung durch Auslegung, die je nach Fallgestaltung unter-
schiedlich ist. Unbestimmte Rechtsbegriffe kdnnen als Regelungen dienen, so-
lange sie sich nach allgemeinem Sprachgebrauch, nach Sinn und Zweck der
Regelung, nach der systematischen Stellung im Gesetz mit einem hinreichen-
den Rechtsgehalt fullen und sich damit eine zuverlassige Grundlage fir die
Rechtsanwendung finden lasst. Bei der inhaltlichen Festlegung des kirchlichen
Interesses geht es um eine rechtliche Wertung, die sich aus dem jeweiligen
Normzeck ergibt, den der kirchliche Gesetzgeber vorgibt. Die Auslegung des
unbestimmten Rechtsbegriffs ist der kirchengerichtlichen Uberprifung unter-
worfen (z.B. Rechtshof der Konfoderation ev. Kirchen in Nds. v. 6.1.2003 —
KonfVR 18/02, RsprB. ABI. EKD 2003, 12; VGH EKU, Urteil vom 21.06.1993 —
VGH 8/92 -, VGH EKU, Urteil vom 3.9.1984 — VGH 45/83 -, VGH EKU, Be-
schluss vom 14.08.1981 — 40/81 -, Jakobs, Aussagegenehmigungen — Aspekte
zu ihrer Erteilung oder Versagung durch kirchliche Dienststellen, KuR 2005, 33,
38). Im Ergebnis bestimmt nicht die Kirchenbehorde, was nach ihrem subjekti-
ven Verstandnis das Interesse der Kirche ist, sondern das Kirchengericht hat
den objektiven Inhalt im Streitfall festzulegen.

Das kirchliche Interesse wird in erster Linie vom Auftrag der Kirche her be-
stimmt, das Wort der Heiligen Schrift zu verkiindigen und die Sakramente be-
stimmungsgemal darzureichen (vgl. fur die EKD Art. 15 Abs. 1 GO.EKD). Dar-
Uber hinaus hat die kirchliche Verwaltung — wie die Staatsverwaltung — darauf
zu achten, dass das kirchliche Recht gewabhrt bleibt (vgl. zum staatlichen Recht,
Wolff/Bachof/Stober, Verwaltungsrecht I, 8§ 29 V 1 Rdnr. 13, S. 423). Dies
schlie3t das kirchliche Verfassungsrecht und alle weiteren kirchenrechtlichen
Regelungen ein. Die jeweilige kirchliche Rechtsvorschrift bestimmt die beson-
deren Gesichtspunkte, die im kirchlichen Interesse liegen wie etwa im Dienst-
recht. Weitergehend als im Staat schliel3t der kirchliche Auftrag die Lebensfih-
rung von kirchlichen Mitarbeitenden mit ein. Das Leben predigt wie das Wort.
Fur die EKD ergeben sich aus der Grundordnung u.a folgende weitere Ge-
sichtspunkte: sie hat sich zu bemuhen, die Gemeinschaft mit und unter den
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Gliedkirchen zu festigen und zu fordern (Art. 6 GO.EKD); sie hat die Gemein-
schaftsaufgaben zu erfillen (vgl. Art. 15 bis 19 GO.EKD); sie hat mit Haus-
haltsmitteln ~ sorgsam  umzugehen (zum  staatlichen  Recht vgl.
Wolff/Bachof/Stober, Verwaltungsrecht I, § 29 V 3 Rdnr. 16, S. 424 f.) und den
gliedkirchlichen Finanzausgleich zwischen den Gliedkirchen zu ermdglichen
und vor Gefahren zu bewahren. Dies hat Auswirkungen fir die Bereitstellung
von notwendigen Ressourcen, fuhrt aber nicht zu einer Besitzstandswahrung.
Die kirchliche Verwaltung hat sich vertragstreu in Bezug auf die Staatskirchen-
vertrage (fur die EKD nach Art. 18 GO.EKD flr die Seelsorge in der Bundes-
wehr und in der Bundespolizei) zu verhalten. Dies gilt weiter fur die Vertrage mit
Kirchen im Ausland (Art. 10 Abs. 1 GO.EKD) und mit Kirchen und Gemeinden
deutscher Sprache oder Herkunft im Ausland nach Mal3gabe des Art. 17
GO.EKD. Die kirchliche Verwaltung hat darauf zu achten, dass die 6kumeni-
schen Beziehungen in Achtung vor einander und mit Respekt entwickelt wer-
den.

§ 15 Abs. 1 regelt den Grundsatz, nach dem eine Anhoérung stattzufinden hat.
Damit knlpft die Regelung an Art. 103 GG, den allgemeinen Grundsatz des
rechtlichen Gehdrs, an. Bei der Rechtsanwendung kommt es zunachst darauf
an, dass die Kirchenbehorde den unbestimmten Rechtsbegriff des ,kirchlichen
Interesses” zutreffend auslegt, das heil3t das Interesse beschreiben kann, das
sie im konkreten Einzelfall zu ihrem Unterlassen, keine Anhérung vorzuneh-
men, veranlasst. Dieses Interesse muss vom Sinn und Zweck der Rechtsnorm
her gedeckt sein. Das kirchliche Interesse ist berthrt, wenn die Anhérung den
Zweck der Verwaltungsmaflinahme vereiteln kdnnte, so z.B. bei dem Verdacht
eines Dienstvergehens oder dem Verdacht von finanziellen Unregelmaligkei-
ten, wenn die Gefahr besteht, dass Beweismittel beiseite geschafft werden (vgl.
zum staatlichen Recht, Kopp/Ramsauer, VWVfG, § 28, Rdnr.58).

Wahrend § 15 Abs. 2 der Kirchenbehodrde einen Ermessensspielraum gewahrt,
hat nach Abs. 3 eine Anhdrung zu unterbleiben, wenn ein ,zwingendes kirchli-
ches Interesse” dies erfordert. Insoweit ist die Kirchenbehodrde gebunden. Ein
solches liegt vor, wenn eine Verzdgerung durch die Anhdrung gewichtige
Rechtsgtter gefahrdet werden kénnen. Hat z.B. die Kirchenbehotrde gesicherte
Erkenntnisse daruber, dass in einem Land ein bewaffneter Konflikt auszubre-
chen droht oder Gewalttaten gegen Christen zu beflirchten sind, hat sie aus ih-
rer Verpflichtung zur Firsorge Pfarrer oder Pfarrerinnen und ihre Familien nach
Deutschland zurtick zu berufen (vgl. zum staatlichen Recht, Kopp/Ramsauer,
VwWVTG, § 28, Rdnr.58).

16. Zu § 16: 8§ 16 entspricht § 29 VwVfG. Nach Abs. 2 kann die Akteneinsicht
verweigert werden, wenn das Bekanntwerden des Akteninhalts ,dem Wohl der
Kirche* Nachteile bereiten wirde. Auch hier handelt es sich um einen unbe-
stimmten Rechtsbegriff (vgl. dazu allgemein die Begrindung zu 8§ 15). Die Re-
gelung lehnt sich an § 29 Abs. 2 VwVfG an. Danach kann die Akteneinsicht
verweigert werden, wenn dies ,dem Wohl des Bundes oder eines Landes
Nachteile bereiten wirde”. ,Nachteile” nach § 29 VwVfG betreffen Gefahrdun-
gen der inneren und &aulReren Sicherheit des Bundes oder eines Landes
(Kopp/Ramsauer, VWVIG, § 29 Rdnr. 34, 8 5 Rdnr. 23). Eine solche Situation
ist auf die Kirchen nicht Ubertragbar. Wohl aber bedarf die Kirche als Institution
in ithrer aulBeren Gestalt des Schutzes, soweit die Funktionsfahigkeit in Grund-
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lagen kirchlichen Handelns betroffen sind. So liegt ein Nachteil fir das Wohl der
Kirche vor, wenn durch die Gewahrung der Akteneinsicht die freundschatftlichen
Okumenischen Beziehungen zu anderen Kirchen und kirchlichen Zusammen-
schlissen erheblich gestort und in eine Vertrauenskrise gesttrzt wirden (vgl.
zur Parallele im staatlichen Recht, Kopp/Schenke, VwGO, 12.Aufl. 2000, § 99
Rdnr. 7 in Bezug auf die freundschaftlichen Beziehungen zu anderen Staaten
oder zu internationalen Organisationen). Dasselbe gilt fur das Verhaltnis zu an-
deren Religionsgemeinschaften, insbesondere zum Judentum. Nachteile im
Sinne des Abs. 2 kdnnen auch fiskalischer Art sein, wenn dadurch die finanziel-
le Funktionsfahigkeit der Kirche in Frage gestellt wird (vgl. zum parallelen staat-
lichen Recht Kopp/Ramsauer, VWV{G, § 29 Rdnr. 34).

17. Zu 8 17: 8 17 Absatz 2 entspricht 8 30 VwV{G. Soweit die Verwaltungsver-
fahrensgesetze einzelner Bundeslander (Baden - Wirttem berg, Nordrhein-
Westfalen) entsprechende Vorschriften aufgehoben haben, gelten die allge-
meinen Vorschriften, die einen vergleichbaren Mindestschutz gewahrleisten
(Kopp/Ramsauer, VWVIG, 8§ 30 Rdnr. 2), so dass es sich nahe legt, die Rege-
lung in das VVZG-EKD aufzunehmen.

18. Zu 8§ 18: § 18 entspricht § 31 VWVfG.

19. Zu § 19: § 19 entspricht 8§ 32 VwWVfG.

20. Zu 8 20: 8 20 entspricht § 33 VwVfG. Urkunden, die von Kirchenbehérden
hergestellt werden, sind ,6ffentliche Urkunden” im Sinne von § 415 ZPO, sofern
die Kirchenbehorde innerhalb der ihr zugewiesenen Befugnisse und in der vor-
geschriebenen Form handelt (Hartmann in Baumbach/Lauterbach/Albers/
Hartmann, ZPO, 62.Aufl. 2004, § 415 Rdnr. 4; Geimer in Zoller, ZPO, 26.Aufl.
2007, § 415 Rdnr. 3 in Verbindung mit § 273 Rdnr. 8; v.Campenhausen, in: v.
Mangoldt/Klein/Starck, GG Ill, 2005, Art. 140 GG/137 WRV Rdnr. 262).

Die Zulassigkeit der Beglaubigung durch die offentlich-rechtlich korporierten
Kirchen ist Ausdruck ihres Rechtsstatus als Korperschaft des offentlichen
Rechts (v.Campenhausen, in: v. Mangoldt/Klein/Starck, GG IlI, 2005, Art. 140
GG/137 WRV Rdnr. 262 m.w.N.; v.Campenhausen/de Wall, Staatskirchenrecht,
4. Aufl. 2006, 8§ 31 VIII, S. 268; Friesenhahn, Die Kirche als Kdrperschaft des
offentlichen Rechts, HdbStKR |, 1974, 8 11 Il 5 e, S. 564; v.Campenhausen /
Christoph, Amtliche Beglaubigungen der 6ffentlich-rechtlich korporierten Kir-
chen im weltlichen Bereich, DVBI 1987, 984 ff.). Die Vorschrift des § 20 regelt,
dass die oberste kirchliche Verwaltungsbehorde anstelle der Bundesregierung
die zur Beglaubigung ,fremder” (vgl. 8 33 Abs. 1 S. 2 VwWV{G) Urkunden und
Unterschriften befugten Kirchenbehérden bestimmt. Im Ubrigen bleibt es nach §
20 Abs. 1 S. 1 dabei, dass jede untere Kirchenbehdrde befugt ist, Abschriften
von Urkunden, die sie selbst ausgestellt hat, zu beglaubigen. Der Sache nach
kann die Regelung des § 20 Abs. 1 S. 2 nur eine kircheninterne Zustandigkeits-
zuweisung sein, die auf die Anerkennung Kkirchlicher Beglaubigungen im
Rechtsverkehr keinen Einfluss hat. Diese ergibt sich aus Art. 140 GG i.V.m. Art.
137 Abs. 5 WRV (dazu v.Campenhausen, in: v. Mangoldt/Klein/Starck, GG llI,
2005, Art. 140 GG/137 WRV Rdnr. 262 m.w.N.).

Die Formulierung ,durch allgemeine Regelung® ist gewdahlt worden, um die
Form der Regelung den jeweiligen Kirchen freizustellen. Jede allgemeinver-
bindliche Regelungsform (Gesetz, Rechtsverordnung, Verwaltungsvorschrift
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u.a.) ist zulassig, nur die Regelung durch Einzelfallentscheidung ist nicht mdg-
lich.

21. Zu 8§ 21: § 20 entspricht § 34 VwVIG.

22. Zu 8§ 22: § 22 entspricht 8 35 VwVIG. Im staatlichen Verwaltungsrecht ist
anerkannt, dass die materiellrechtliche Grundlage des Verwaltungshandelns
auch die Ermachtigung zum Handeln in Form eines Verwaltungsakts umfasst.
Mit Ricksicht auf den Zweck der staatskirchenrechtlichen Regelung gilt fur die
Kirchen nichts anderes. Die verfassungsrechtliche Gewahrleistung gibt ihnen
als Kdrperschaften des 6ffentlichen Rechts ebenfalls die Mdglichkeit, auch ein-
seitige verbindliche Regelungen durch Verwaltungsakt zu erlassen (Mainusch,
ZevKR 50, 18, 26 f.).

23. Zu § 23: 8§ 23 entspricht 8 36 VwWVI{G.

24. Zu 8§ 24: § 24 entspricht § 37 VwVIG.

25. Zu § 25: § 25 entspricht 8 38 VwVI{G.

26. Zu § 26: § 26 entspricht § 39 VwVIG.

27. Zu 8§ 27: 8§ 27 entspricht 8 40 VwWVI{G.

28. Zu § 28: § 28 entspricht § 41 VwVfG

29. Zu § 29: § 29 entspricht 8§ 42 VwVI{G.

30. Zu § 30: § 30 nimmt den Regelungsgehalt der § 58 VwWGO auf.

31. Zu § 31: 8§ 31 entspricht 8§ 43 VwWVI{G.

32. Zu § 32: § 32 entspricht § 44 VwVIG.

33. Zu 8 33: § 33 entspricht § 45 VwVIG.

34. Zu § 34: § 34 entspricht § 46 VwVIG.

35: Zu § 35: § 35 entspricht im Wesentlichen § 47 VwVIG.

36. Zu § 36: § 36 entspricht im Wesentlichen § 48 VwVI{G.

Zum Begriff des kirchlichen Interesses siehe oben die Begriindung zu 8§ 15.

37. Zu 8§ 37: 8§ 37 entspricht § 49 VwVIG.

Zum Begriff des kirchlichen Interesses siehe oben die Begriindung zu 8 15.

38. Zu 8§ 38: § 38 entspricht § 49a VwWVfG.

§ 38 Abs. 2 Satz 1 geht — wie im staatlichen Recht (vgl. neben § 49a VwVfG
insbesondere 88 288, 291 BGB) davon aus, dass die Zinsbemessung dem
Schaden entspricht, den die Kirchenbehorde typischerweise erleidet.

§ 38 Abs. 3 Satz 2 rdumt der Kirchenbehotrde einen Ermessensspielraum ein,
auf die Geltendmachung von Zinsen ganz zu verzichten. In die Vorschrift wird
die Billigkeitsregelung ausdrticklich aufgenommen, die sich aus der Auslegung
des § 49a VwVIG ebenfalls ergibt (Kopp/Ramsauer, VwWV{G, § 49a, Rdnr. 21).
39. Zu § 39: § 39 entspricht § 50 VwWVIG.

40. Zu 8 40: 8§ 40 entspricht § 51 VwWVIG.

41. Zu 8§ 41: 8§ 41 entspricht § 52 VwVfG

42. Vorbemerkung zu 8 42 bis 47: 8§ 79 VwVIG verweist fur die férmlichen
Rechtsbehelfe gegen Verwaltungsakte auf die Vorschriften der Verwaltungsge-
richtsordnung (VwGO). Um den Kirchenbehorden die Rechtsanwendung zu er-
leichtern sind die Regelungen der 88 68 ff. VwWGO in das VVZG-EKD aufge-
nommen worden. Bestehende kirchliche Vorschriften tber die Verwaltungsge-
richtsbarkeit haben z.T. Regelungen Uber das Rechtsbehelfsverfahren schon
getroffen (vgl. z.B. 88 22, 24 f. VwWGG der UEK; 88 51 ff. KG der Konftderation
ev. Kirchen in Niedersachsen Uber den Rechtshof v. 20.11.1973 [KABI. Hann.
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S. 271], mit spateren Anderungen). Diese Regelungen gehen den 8§ 42 ff.
VVZG-EKD nach 8§ 1 Absatz 2 vor.

43. Zu § 42: § 42 entspricht 88 68, 70 Abs. 2 VWGO.

44. Zu § 43: 8§ 43 entspricht 88 69, 70 VwGO.

45. Zu § 44: § 44 entspricht § 71 VwGO.

46. Zu 8 45: § 45 entspricht § 72 VwGO.

47. Zu 8§ 46: § 46 entspricht § 73 VwGO.

48. Zu 8 47: § 47 entspricht 8 80 VwVIG. Es wird eine vereinfachte Kostenrege-
lung getroffen, um die kirchliche Praxis nicht zu Uberfordern. Eine Ubernahme
des 8 80 VwVfG empfiehlt sich nicht, da die staatliche Regelung unvollstandig
und lickenhatt ist (s. dazu Kopp / Ramsauer, VwWVfG, 8§ 80 Rdnr. 2 ff.).

49. Zu § 48: § 48 entspricht § 54 VwWVIG.

50. Zu § 49: § 49 entspricht § 55 VwVfG.

51. Zu 8 50: § 50 entspricht § 57 VwVIG.

52. Zu § 51: § 51 entspricht § 57 VwVfG.

53. Zu § 52: § 52 entspricht 8 58 VwVI{G.

54. Zu 8§ 53: § 53 entspricht § 59 VwVIG.

55. Zu § 54: 8§ 54 entspricht 8 60 VwVIG

56. Vorbemerkung zu 88 55-60: Die Vorschriften Gbernehmen fur die Verwal-
tungszustellungen Regelungen des Verwaltungszustellungsgesetzes des Bun-
des (VwWZG). Auch hier gilt, dass sich im kirchlichen Recht vereinzelt Regelun-
gen uber die Zustellung im Verwaltungsverfahren finden (z.B. § 66 PfDG [der
EKU] v. 15.6.1996 [ABI. EKD S. 470] mit spateren Anderungen). Auch in der
kirchlichen Praxis wird von férmlichen Zustellungen Gebrauch gemacht. Dies
zeigt, dass ein entsprechender Regelungsbedarf besteht. Der entsprechenden
Anwendung des Verwaltungszustellungsgesetzes stehen kirchliche Belange
nicht entgegen, weswegen durch 88 55 bis 62 die hier bestehenden Gesetzes-
lucken geschlossen werden sollen. Die Regelungen gelten fir die ,Zustellungs-
verfahren in Verwaltungsangelegenheiten®. Das heil3t, dass grundséatzlich in al-
len Verwaltungsverfahren — unabhangig von den Beschrankungen des § 1 Ab-
satz 3 — sich die Zustellung nach 88 55 bis 62 richtet. Dies ist sachgerecht, da
auch in den anderen vom VVZG-EKD ausgenommenen Verfahren (s. 8 1 Ab-
satz 3), wie etwa im Disziplinarverfahren, Ladungen, Entscheidungen etc. zu-
zustellen sind.

57. Zu 8§ 55: § 55 entspricht § 2 VwZG

58. Zu 8§ 56: § 56 entspricht § 6 VWZG.

59. Zu § 57: § 57 entspricht § 7 VwZG.

60. Zu 8§ 58: § 58 entspricht § 8 VWZG

61. Zu 8§ 59: § 59 entspricht § 9 VwZG.

62. Zu 8§ 60: 8§ 60 entspricht § 10 VWZG

63. Zu § 61: § 61 entspricht § 96 Abs. 1 VWVIG

64. Zu § 62: 8 62 nimmt Art. 10 a Abs. 2 Satz 2 GO.EKD auf.

Abs. 1 gilt fir den eigenen Bereich der EKD. Hier ist eine Regelung des Verwal-
tungsverfahrensrechts ohne die Zustimmung der Gliedkirchen mdglich, da die
EKD dies als eigene Angelegenheit regeln kann.

Abs. 2 regelt das Inkrafttreten des Kirchengesetzes fir die Gliedkirchen bzw.
gliedkirchlichen Zusammenschliisse entsprechend Art. 10 a GO.EKD. Hierfur
ist deren Zustimmung erforderlich, da es sich beim Verwaltungsverfahrensrecht
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noch nicht um ,ein einheitlich [durch die EKD] geregeltes Sachgebiet® i.S. die-
ser Vorschrift handelt. Die Zustimmung ist gegentber dem Rat der EKD zu er-
klaren. Den Zeitpunkt des In-Kraft-Tretens stellt der Rat durch besondere Ver-
ordnung fest, die im Amtsblatt der EKD zu vertffentlichen ist (Art. 26 a Abs. 7
GO.EKD; vgl. zum Ganzen Guntau, Das [neue] Gesetzgebungsrecht in der
Grundordnung der Evangelischen Kirche in Deutschland, ZevKR 47 [2002] S.
639, 664 f.).

65. Zu § 63: § 63 raumt den Gliedkirchen entsprechend 8§ 10 a Abs. 3 GO.EKD
das Recht ein, das Kirchengesetz fir ihren Bereich jederzeit aul3er Kraft zu set-
zen.



	Abschnitt 2 Verfahrensgrundsätze
	Abschnitt 3 Fristen, Termine, Wiedereinsetzung
	Teil II  Verwaltungsakt

	Abschnitt 1 Zustandekommen des Verwaltungsaktes
	Teil III Rechtsbehelfsverfahren gegen Verwaltungsakte

	Teil IV Öffentlich-rechtlicher Vertrag 
	Teil VI Schlussvorschriften


